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3/A XXVIII. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Gabriel Obernosterer, Mag. Nina Tomaselli,  

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Bundesgesetz, mit dem das 
Bilanzbuchhaltungsgesetz 2014, das 
Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 und die 
Gewerbeordnung 1994 geändert werden 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

 Inhaltsverzeichnis  

  Artikel 1 Änderung des 
Bilanzbuchhaltungsgesetzes 2014 

 

  Artikel 2 Änderung des 
Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes 2017 

 

  Artikel 3 Änderung der Gewerbeordnung 1994  

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

2
 v

o
n

 4
1
 3

/A
 X

X
V

III. G
P

 - In
itiativ

an
trag

 - T
ex

tg
eg

en
ü

b
erstellu

n
g
 (A

rb
eitsd

o
k
u

m
en

t P
arlD

io
n
) 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Artikel 1  

 Änderung des Bilanzbuchhaltungsgesetzes 2014  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Hinweis der ParlDion: Im Eingang soll gemäß den 
legistischen Richtlinien (leg. RL) neben dem Kurztitel 
auch eine allfällige Abkürzung verwendet werden. 
Weiters erfolgte die letzte Änderung (zum Zeitpunkt der 
Einbringung) durch BGBl. I Nr. 86/2024 (kundgemacht 
am 18.07.2024), die Textgegenüberstellungen wurden in 
dieser Fassung erstellt. Daher müsste der Eingang richtig 
heißen: 

Das Bilanzbuchhaltungsgesetz 2014 – BiBuG 2014, 
BGBl. I Nr. 191/2013, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 86/2024 wird wie folgt 
geändert: 

Eine solche Änderung ist nur mittels eines 
Änderungsantrages möglich. 

Das Bilanzbuchhaltungsgesetz 2014, BGBl. I 
Nr. 191/2013, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. xxx/xxxx, wird wie folgt geändert: 

 

 1. In § 43 Abs. 2 Z 18b entfällt am Ende das Wort „und“, 
in Z 19 wird der „.“ durch das Wort „und“ ersetzt und 
folgende Z 20, 21 und 22 angefügt: 

 

(2) Im Sinne dieses Abschnittes bedeutet  (2) Im Sinne dieses Abschnittes bedeutet 

 1. …   1. … 

 18. „wirtschaftlicher Eigentümer“   18. „wirtschaftlicher Eigentümer“ 

 a) …    a) …  

 b) eine natürliche Person, in deren Auftrag eine 
Transaktion oder Tätigkeit ausgeführt wird, 
und 

  b) eine natürliche Person, in deren Auftrag eine 
Transaktion oder Tätigkeit ausgeführt wird, 
und 

 19. „virtuelle Währungen“ eine digitale Darstellung 
eines Werts, die von keiner Zentralbank oder 

  19. „virtuelle Währungen“ eine digitale Darstellung 
eines Werts, die von keiner Zentralbank oder 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
öffentlichen Stelle emittiert wurde oder 
garantiert wird und nicht zwangsläufig an eine 
gesetzlich festgelegte Währung angebunden ist 
und die nicht den gesetzlichen Status einer 
Währung oder von Geld besitzt, aber von 
natürlichen oder juristischen Personen als 
Tauschmittel akzeptiert wird und die auf 
elektronischem Wege übertragen, gespeichert 
und gehandelt werden kann. 

öffentlichen Stelle emittiert wurde oder 
garantiert wird und nicht zwangsläufig an eine 
gesetzlich festgelegte Währung angebunden ist 
und die nicht den gesetzlichen Status einer 
Währung oder von Geld besitzt, aber von 
natürlichen oder juristischen Personen als 
Tauschmittel akzeptiert wird und die auf 
elektronischem Wege übertragen, gespeichert 
und gehandelt werden kann. und 

  „20. „Proliferationsfinanzierung“ die Bereitstellung 
oder Sammlung finanzieller Mittel, gleichviel 
auf welche Weise, unmittelbar oder mittelbar, 
mit dem Vorsatz, dass sie ganz oder teilweise 
einer Person zugutekommen, die im 
Zusammenhang mit der völkerrechtswidrigen 
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 
einer finanziellen Sanktion des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen unterliegt, 

 20. „Proliferationsfinanzierung“ die 
Bereitstellung oder Sammlung finanzieller 
Mittel, gleichviel auf welche Weise, 
unmittelbar oder mittelbar, mit dem Vorsatz, 
dass sie ganz oder teilweise einer Person 
zugutekommen, die im Zusammenhang mit 
der völkerrechtswidrigen Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen einer finanziellen 
Sanktion des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen unterliegt, 

  21. „gezielte finanzielle Sanktionen“: sowohl das 
Einfrieren von Vermögenswerten als auch das 
Verbot, Gelder oder andere Vermögenswerte 
unmittelbar oder mittelbar zugunsten der 
Personen und Organisationen bereitzustellen, die 
in Beschlüssen des Rates auf der Grundlage von 
Art. 29 EUV auf der Grundlage von Art. 215 
AEUV benannt wurden, und 

 21. „gezielte finanzielle Sanktionen“: sowohl das 
Einfrieren von Vermögenswerten als auch 
das Verbot, Gelder oder andere 
Vermögenswerte unmittelbar oder mittelbar 
zugunsten der Personen und Organisationen 
bereitzustellen, die in Beschlüssen des Rates 
auf der Grundlage von Art. 29 EUV auf der 
Grundlage von Art. 215 AEUV benannt 
wurden, und 

  22. „gezielte finanzielle Sanktionen im 
Zusammenhang mit Proliferationsfinanzierung“: 
die unter Z 21 genannten gezielten finanziellen 
Sanktionen, die gemäß dem Beschluss (GASP) 
Nr. 849/2016 über restriktive Maßnahmen gegen 
die Demokratische Volksrepublik Korea und zur 
Aufhebung des Beschlusses 2013/183/GASP, 
ABl. Nr. L 141 vom 28.05.2016 S. 79, und dem 
Beschluss (GASP) Nr. 413/2010 über restriktive 

 22. „gezielte finanzielle Sanktionen im 
Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung“: die unter Z 21 
genannten gezielten finanziellen Sanktionen, 
die gemäß dem Beschluss (GASP) 
Nr. 849/2016 über restriktive Maßnahmen 
gegen die Demokratische Volksrepublik 
Korea und zur Aufhebung des Beschlusses 
2013/183/GASP, ABl. Nr. L 141 vom 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Maßnahmen gegen die Demokratische 
Volksrepublik Korea und zur Aufhebung des 
Beschlusses 2013/183/GASP, ABl. Nr. L 141 
vom 28.05.2016 S. 79, sowie gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 1509/2017 über restriktive 
Maßnahmen gegen die Demokratische 
Volksrepublik Korea und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 329/2007, ABl. Nr. L 224 
vom 31.08.2017 S. 1, und der Verordnung (EU) 
Nr. 267/2012 über restriktive Maßnahmen gegen 
Iran und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 961/2010, ABl. Nr. L 88 vom 24.03.2012 
S. 1, verhängt werden.“ 

28.05.2016 S. 79, und dem Beschluss (GASP) 
Nr. 413/2010 über restriktive Maßnahmen 
gegen die Demokratische Volksrepublik 
Korea und zur Aufhebung des Beschlusses 
2013/183/GASP, ABl. Nr. L 141 vom 
28.05.2016 S. 79, sowie gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 1509/2017 über 
restriktive Maßnahmen gegen die 
Demokratische Volksrepublik Korea und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 329/2007, ABl. Nr. L 224 vom 31.08.2017 
S. 1, und der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 
über restriktive Maßnahmen gegen Iran und 
zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 961/2010, ABl. Nr. L 88 vom 24.03.2012 
S. 1, verhängt werden. 

 2. Dem § 43 wird folgender Abs. 3 angefügt:  

 „(3) Soweit die Bestimmungen der §§ 43 bis 52k 
und davon abgeleiteter Rechtsakte auf 
Terrorismusfinanzierung Bezug nehmen, erstreckt sich 
diese Bezugnahme sinngemäß auch auf die 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller 
Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung.“ 

(3) Soweit die Bestimmungen der §§ 43 bis 52k 
und davon abgeleiteter Rechtsakte auf 
Terrorismusfinanzierung Bezug nehmen, erstreckt 
sich diese Bezugnahme sinngemäß auch auf die 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller 
Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung. 

 3. Nach § 67i wird folgender § 67j eingefügt:  

 „§ 67j. § 43 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl I Nr. xxx/xxxx tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.“ 

§ 67j. § 43 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl I Nr. xxx/xxxx tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Artikel 2  

 Änderung des 
Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes 2017 

 

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Hinweis der ParlDion: Im Eingang soll gemäß den 
leg. RL neben dem Kurztitel auch eine allfällige 
Abkürzung verwendet werden. Weiters erfolgte die letzte 
Änderung (zum Zeitpunkt der Einbringung) durch BGBl. 
I Nr. 86/2024 (kundgemacht am 18.07.2024), die 
Textgegenüberstellungen wurden in dieser Fassung 
erstellt. Daher müsste der Eingang richtig heißen: 

Das Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 – 
WTBG 2017, BGBl. I Nr. 137/2017 zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 86/2024   wird wie 
folgt geändert: 

Eine solche Änderung ist nur mittels eines 
Änderungsantrages möglich. 

Das Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017, BGBl. I 
Nr. 137/2017, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. xxx/xxxx, wird wie folgt geändert: 

 

 1. In § 87 Abs. 2 Z 18b entfällt am Ende das Wort „und“, 
in Z 19 wird der „.“ durch das Wort „und“ ersetzt und 
folgende Z 20, 21 und 22 angefügt: 

 

(2) Im Sinne dieses Abschnittes bedeutet  (2) Im Sinne dieses Abschnittes bedeutet 

 1. …   1. … 

 18. „wirtschaftlicher Eigentümer“   18. „wirtschaftlicher Eigentümer“ 

 a)    a)  

 b) eine natürliche Person, in deren Auftrag eine 
Transaktion oder Tätigkeit ausgeführt wird, 
und 

  b) eine natürliche Person, in deren Auftrag eine 
Transaktion oder Tätigkeit ausgeführt wird, 
und 

 19. „virtuelle Währungen“ eine digitale Darstellung 
eines Werts, die von keiner Zentralbank oder 

  19. „virtuelle Währungen“ eine digitale Darstellung 
eines Werts, die von keiner Zentralbank oder 
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https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2024/86


 

 

6
 v

o
n

 4
1
 3

/A
 X

X
V

III. G
P

 - In
itiativ

an
trag

 - T
ex

tg
eg

en
ü

b
erstellu

n
g
 (A

rb
eitsd

o
k
u

m
en

t P
arlD

io
n
) 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
öffentlichen Stelle emittiert wurde oder 
garantiert wird und nicht zwangsläufig an eine 
gesetzlich festgelegte Währung angebunden ist 
und die nicht den gesetzlichen Status einer 
Währung oder von Geld besitzt, aber von 
natürlichen oder juristischen Personen als 
Tauschmittel akzeptiert wird und die auf 
elektronischem Wege übertragen, gespeichert 
und gehandelt werden kann. 

öffentlichen Stelle emittiert wurde oder 
garantiert wird und nicht zwangsläufig an eine 
gesetzlich festgelegte Währung angebunden ist 
und die nicht den gesetzlichen Status einer 
Währung oder von Geld besitzt, aber von 
natürlichen oder juristischen Personen als 
Tauschmittel akzeptiert wird und die auf 
elektronischem Wege übertragen, gespeichert 
und gehandelt werden kann. und 

  „20. „Proliferationsfinanzierung“ die Bereitstellung 
oder Sammlung finanzieller Mittel, gleichviel 
auf welche Weise, unmittelbar oder mittelbar, 
mit dem Vorsatz, dass sie ganz oder teilweise 
einer Person zugutekommen, die im 
Zusammenhang mit der völkerrechtswidrigen 
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen 
einer finanziellen Sanktion des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen unterliegt, 

 20. „Proliferationsfinanzierung“ die 
Bereitstellung oder Sammlung finanzieller 
Mittel, gleichviel auf welche Weise, 
unmittelbar oder mittelbar, mit dem Vorsatz, 
dass sie ganz oder teilweise einer Person 
zugutekommen, die im Zusammenhang mit 
der völkerrechtswidrigen Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen einer finanziellen 
Sanktion des Sicherheitsrates der Vereinten 
Nationen unterliegt, 

  21. „gezielte finanzielle Sanktionen“: sowohl das 
Einfrieren von Vermögenswerten als auch das 
Verbot, Gelder oder andere Vermögenswerte 
unmittelbar oder mittelbar zugunsten der 
Personen und Organisationen bereitzustellen, die 
in Beschlüssen des Rates auf der Grundlage von 
Art. 29 EUV auf der Grundlage von Art. 215 
AEUV benannt wurden, und 

 21. „gezielte finanzielle Sanktionen“: sowohl das 
Einfrieren von Vermögenswerten als auch 
das Verbot, Gelder oder andere 
Vermögenswerte unmittelbar oder mittelbar 
zugunsten der Personen und Organisationen 
bereitzustellen, die in Beschlüssen des Rates 
auf der Grundlage von Art. 29 EUV auf der 
Grundlage von Art. 215 AEUV benannt 
wurden, und 

  22. „gezielte finanzielle Sanktionen im 
Zusammenhang mit Proliferationsfinanzierung“: 
die unter Z 21 genannten gezielten finanziellen 
Sanktionen, die gemäß dem Beschluss (GASP) 
Nr. 849/2016 über restriktive Maßnahmen gegen 
die Demokratische Volksrepublik Korea und zur 
Aufhebung des Beschlusses 2013/183/GASP, 
ABl. Nr. L 141 vom 28.05.2016 S. 79, und dem 
Beschluss (GASP) Nr. 413/2010 über restriktive 

 22. „gezielte finanzielle Sanktionen im 
Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung“: die unter Z 21 
genannten gezielten finanziellen Sanktionen, 
die gemäß dem Beschluss (GASP) 
Nr. 849/2016 über restriktive Maßnahmen 
gegen die Demokratische Volksrepublik 
Korea und zur Aufhebung des Beschlusses 
2013/183/GASP, ABl. Nr. L 141 vom 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Maßnahmen gegen die Demokratische 
Volksrepublik Korea und zur Aufhebung des 
Beschlusses 2013/183/GASP, ABl. Nr. L 141 
vom 28.05.2016 S. 79, sowie gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 1509/2017 über restriktive 
Maßnahmen gegen die Demokratische 
Volksrepublik Korea und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 329/2007, ABl. Nr. L 224 
vom 31.08.2017 S. 1, und der Verordnung (EU) 
Nr. 267/2012 über restriktive Maßnahmen gegen 
Iran und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 961/2010, ABl. Nr. L 88 vom 24.03.2012 
S. 1, verhängt werden.“ 

28.05.2016 S. 79, und dem Beschluss (GASP) 
Nr. 413/2010 über restriktive Maßnahmen 
gegen die Demokratische Volksrepublik 
Korea und zur Aufhebung des Beschlusses 
2013/183/GASP, ABl. Nr. L 141 vom 
28.05.2016 S. 79, sowie gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 1509/2017 über 
restriktive Maßnahmen gegen die 
Demokratische Volksrepublik Korea und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 329/2007, ABl. Nr. L 224 vom 31.08.2017 
S. 1, und der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 
über restriktive Maßnahmen gegen Iran und 
zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 961/2010, ABl. Nr. L 88 vom 24.03.2012 
S. 1, verhängt werden. 

 2. Dem § 87 wird folgender Abs. 3 angefügt:  

 „(3) Soweit die Bestimmungen der §§ 87 bis 105 
und davon abgeleiteter Rechtsakte auf 
Terrorismusfinanzierung Bezug nehmen, erstreckt sich 
diese Bezugnahme sinngemäß auch auf die 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller 
Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung.“ 

(3) Soweit die Bestimmungen der §§ 87 bis 105 
und davon abgeleiteter Rechtsakte auf 
Terrorismusfinanzierung Bezug nehmen, erstreckt 
sich diese Bezugnahme sinngemäß auch auf die 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller 
Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung. 

 3. Dem § 238 wird folgender Abs. 9 angefügt:  

 „(9) § 87 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/xxxx tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.“ 

(9) § 87 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/xxxx tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Artikel 3  

 Änderung der Gewerbeordnung 1994  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Hinweis der ParlDion: Im Eingang soll gem. den leg. 
RL neben dem vollständigen Titel auch eine allfällige 
Abkürzung verwendet werden, daher müsste es im 
Eingang richtig heißen: 

Das Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994, … wird 
wie folgt geändert: 

Eine solche Änderung ist nur mittels eines 
Änderungsantrages möglich. 

Die Gewerbeordnung, BGBl. Nr.194/1994, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 130/2024, 
wird wie folgt geändert: 

 

 1. Dem § 365m wird folgender Satz angefügt:  

 „Die Behörde hat die Einhaltung der Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes durch Gewerbetreibende im Sinne des 
§ 365m1 mit dem Ziel zu überwachen, die Nutzung des 
Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäscherei und der 
Terrorismusfinanzierung sowie der Nichtumsetzung und 
Umgehung gezielter finanzieller Sanktionen im 
Zusammenhang mit Proliferationsfinanzierung zu 
verhindern.“ 

 

§ 365m. Die §§ 365m1 bis 365z dienen der 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/849 zur 
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum 
Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 und zur Aufhebung der Richtlinie 
2005/60/EG und der Richtlinie 2006/70/EG, ABl. 
Nr. L 141 vom 05.06.2015 S. 73 in der Fassung der 
Richtlinie (EU) 2018/843 zur Änderung der Richtlinie 
(EU) 2015/849 zur Verhinderung der Nutzung des 

 § 365m. Die §§ 365m1 bis 365z dienen der 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/849 zur 
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum 
Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 und zur Aufhebung der Richtlinie 
2005/60/EG und der Richtlinie 2006/70/EG, ABl. 
Nr. L 141 vom 05.06.2015 S. 73 in der Fassung der 
Richtlinie (EU) 2018/843 zur Änderung der Richtlinie 
(EU) 2015/849 zur Verhinderung der Nutzung des 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung und zur Änderung der 
Richtlinien 2009/138/EG und 2013/36/EU, ABl. 
Nr. L 156 vom 19.06.2018 S. 43 („Geldwäsche-RL“) 
sowie im Sinne der Erwägungsgründe der genannten 
Richtlinien auch der Empfehlungen der Arbeitsgruppe 
„Financial Action Task Force“ (FATF) auf dem Gebiet 
der Bekämpfung der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung. 

Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung und zur Änderung der 
Richtlinien 2009/138/EG und 2013/36/EU, ABl. 
Nr. L 156 vom 19.06.2018 S. 43 („Geldwäsche-RL“) 
sowie im Sinne der Erwägungsgründe der genannten 
Richtlinien auch der Empfehlungen der Arbeitsgruppe 
„Financial Action Task Force“ (FATF) auf dem Gebiet 
der Bekämpfung der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung. Die Behörde hat die 
Einhaltung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
durch Gewerbetreibende im Sinne des § 365m1 mit 
dem Ziel zu überwachen, die Nutzung des 
Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäscherei und 
der Terrorismusfinanzierung sowie der 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller 
Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung zu verhindern. 

 2. § 365m1 Abs. 5 Z 1 und 2 lautet:  

(5) Die Behörde hat bei der Aufsicht nach einem 
risikobasierten Ansatz vorzugehen und hat 

 (5) Die Behörde hat bei der Aufsicht nach einem 
risikobasierten Ansatz vorzugehen und hat 

 1. ein klares Verständnis der in Österreich 
vorhandenen Risiken von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung zu entwickeln, 

 „1. ein klares Verständnis der in Österreich 
vorhandenen Risiken von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung sowie der 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter 
finanzieller Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung zu entwickeln, 

 1. ein klares Verständnis der in Österreich 
vorhandenen Risiken von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung sowie der 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter 
finanzieller Sanktionen im Zusammenhang 
mit Proliferationsfinanzierung zu entwickeln, 

 2. sich hinsichtlich der Häufigkeit und Intensität 
von Prüfungen von Gewerbetreibenden vor Ort 
an deren Risikoprofil und den vorhandenen 
Risiken von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung zu orientieren. 

 2. sich hinsichtlich der Häufigkeit und Intensität 
von Prüfungen von Gewerbetreibenden vor Ort 
an deren Risikoprofil und den vorhandenen 
Risiken von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung sowie der 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter 
finanzieller Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung zu orientieren.“ 

 2. sich hinsichtlich der Häufigkeit und Intensität 
von Prüfungen von Gewerbetreibenden vor Ort 
an deren Risikoprofil und den vorhandenen 
Risiken von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung sowie der 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter 
finanzieller Sanktionen im Zusammenhang 
mit Proliferationsfinanzierung zu orientieren. 

Der Gewerbetreibende hat der Behörde vor Ort Zugang 
zu allen relevanten Informationen über die besonderen 

 Der Gewerbetreibende hat der Behörde vor Ort Zugang 
zu allen relevanten Informationen über die besonderen 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
nationalen und internationalen Risiken im 
Zusammenhang mit seinen Kunden, Produkten und 
Dienstleistungen zu gewähren. 

nationalen und internationalen Risiken im 
Zusammenhang mit seinen Kunden, Produkten und 
Dienstleistungen zu gewähren. 

 3. In § 365m1 Abs. 7 wird das Wort 
„Terrorismusfinanzierung“ durch den Ausdruck 
„Terrorismusfinanzierung sowie die Nichtumsetzung und 
Umgehung gezielter finanzieller Sanktionen im 
Zusammenhang mit Proliferationsfinanzierung“ ersetzt. 

 

(7) Die Behörde hat das Risikoprofil des 
Gewerbetreibenden im Hinblick auf Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung, einschließlich der Risiken der 
Nichteinhaltung einschlägiger Vorschriften, in 
regelmäßigen Abständen und bei Eintritt wichtiger 
Ereignisse oder Entwicklungen in der Geschäftsleitung 
und Geschäftstätigkeit zu bewerten. 

 (7) Die Behörde hat das Risikoprofil des 
Gewerbetreibenden im Hinblick auf Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung sowie die Nichtumsetzung 
und Umgehung gezielter finanzieller Sanktionen im 
Zusammenhang mit Proliferationsfinanzierung, 
einschließlich der Risiken der Nichteinhaltung 
einschlägiger Vorschriften, in regelmäßigen Abständen 
und bei Eintritt wichtiger Ereignisse oder Entwicklungen 
in der Geschäftsleitung und Geschäftstätigkeit zu 
bewerten. 

 4. In § 365n wird am Ende von Z 11 der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt und es werden folgende Z 12 
und 13 angefügt: 

 

§ 365n. Im Sinne dieses Abschnitts bedeutet:  § 365n. Im Sinne dieses Abschnitts bedeutet: 

 1. …   1. … 

 11. „Gruppe“ eine Gruppe von Unternehmen, die 
aus einem Mutterunternehmen, seinen 
Tochterunternehmen und den Unternehmen, an 
denen das Mutterunternehmen oder seine 
Tochterunternehmen eine Beteiligung halten, 
besteht, sowie Unternehmen, die untereinander 
durch eine Beziehung im Sinne von Art. 22 der 
Richtlinie 2013/34/EU über den 
Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss 
und damit verbundene Berichte von 
Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur 
Änderung der Richtlinie 2006/43/EG und zur 

  11. „Gruppe“ eine Gruppe von Unternehmen, die 
aus einem Mutterunternehmen, seinen 
Tochterunternehmen und den Unternehmen, an 
denen das Mutterunternehmen oder seine 
Tochterunternehmen eine Beteiligung halten, 
besteht, sowie Unternehmen, die untereinander 
durch eine Beziehung im Sinne von Art. 22 der 
Richtlinie 2013/34/EU über den 
Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss 
und damit verbundene Berichte von 
Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur 
Änderung der Richtlinie 2006/43/EG und zur 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

 
3

/A
 X

X
V

III. G
P

 - In
itiativ

an
trag

 - T
ex

tg
eg

en
ü

b
erstellu

n
g
 (A

rb
eitsd

o
k
u

m
en

t P
arlD

io
n
) 

 1
1
 v

o
n

 4
1
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 
83/349/EWG, ABl. Nr. L 182 vom 29.06.2013 
S. 19, zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2014/102/EU, ABl. Nr. L 334 vom 21.11.2014 
S. 86, verbunden sind. 

Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 
83/349/EWG, ABl. Nr. L 182 vom 29.06.2013 
S. 19, zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2014/102/EU, ABl. Nr. L 334 vom 21.11.2014 
S. 86, verbunden sind.; 

  „12. „gezielte finanzielle Sanktionen“ sowohl das 
Einfrieren von Vermögenswerten als auch das 
Verbot, Gelder oder andere Vermögenswerte 
unmittelbar oder mittelbar zugunsten der 
Personen und Organisationen bereitzustellen, die 
in Beschlüssen des Rates auf der Grundlage von 
Art. 29 des Vertrags über die Europäische Union 
auf der Grundlage von Art. 215 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
benannt wurden; 

 12. „gezielte finanzielle Sanktionen“ sowohl das 
Einfrieren von Vermögenswerten als auch 
das Verbot, Gelder oder andere 
Vermögenswerte unmittelbar oder mittelbar 
zugunsten der Personen und Organisationen 
bereitzustellen, die in Beschlüssen des Rates 
auf der Grundlage von Art. 29 des Vertrags 
über die Europäische Union auf der 
Grundlage von Art. 215 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union 
benannt wurden; 

Hinweis der ParlDion: Richtig (=Datum ohne 
Leerzeichen) müsste es im beantragten Gesetzestext 
wohl heißen: „… ABl. Nr. L 224 vom 31.08.2017 S. 1 
verhängt werden.“ 

Eine solche Änderung ist nur mittels eines 
Abänderungsantrages möglich. 

 13. „gezielte finanzielle Sanktionen im 
Zusammenhang mit Proliferationsfinanzierung“ 
die unter Z 12 genannten gezielten finanziellen 
Sanktionen, die gemäß dem Beschluss (GASP) 
2016/849 und dem Beschluss 2010/413/GASP 
sowie gemäß der Verordnung (EU) 2017/1509 
über restriktive Maßnahmen gegen die 
Demokratische Volksrepublik Korea und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 329/2007, 
ABl. Nr. L 224 vom 31. 8. 2017 S. 1 verhängt 
werden.“ 

 13. „gezielte finanzielle Sanktionen im 
Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung“ die unter Z 12 
genannten gezielten finanziellen Sanktionen, 
die gemäß dem Beschluss (GASP) 2016/849 
und dem Beschluss 2010/413/GASP sowie 
gemäß der Verordnung (EU) 2017/1509 über 
restriktive Maßnahmen gegen die 
Demokratische Volksrepublik Korea und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 329/2007, ABl. Nr. L 224 vom 31. 8. 2017 
S. 1 verhängt werden. 

 5. In § 365n1 Abs. 1 wird nach dem Ausdruck 
„Terrorismusfinanzierung“ die Wendung „sowie der 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller 
Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung“ eingefügt. 

 

§ 365n1. (1) Der Gewerbetreibende hat 
angemessene Schritte zu unternehmen, um die für ihn 
bestehenden Risiken der Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung unter Berücksichtigung von 

 § 365n1. (1) Der Gewerbetreibende hat 
angemessene Schritte zu unternehmen, um die für ihn 
bestehenden Risiken der Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung sowie der Nichtumsetzung 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Risikofaktoren, einschließlich in Bezug auf seine 
Kunden, Länder oder geografische Gebiete, Produkte, 
Dienstleistungen, Transaktionen oder Vertriebskanäle zu 
ermitteln und zu bewerten. Diese Schritte haben in einem 
angemessenen Verhältnis zu Art und Größe des 
Unternehmens zu stehen. 

und Umgehung gezielter finanzieller Sanktionen im 
Zusammenhang mit Proliferationsfinanzierung unter 
Berücksichtigung von Risikofaktoren, einschließlich in 
Bezug auf seine Kunden, Länder oder geografische 
Gebiete, Produkte, Dienstleistungen, Transaktionen oder 
Vertriebskanäle zu ermitteln und zu bewerten. Diese 
Schritte haben in einem angemessenen Verhältnis zu Art 
und Größe des Unternehmens zu stehen. 

 6. In § 365n1 Abs. 3 wird nach dem ersten Satz folgender 
Satz eingefügt: 

 

 „Der Gewerbetreibende hat zusätzlich zu der Pflicht, 
gezielte finanzielle Sanktionen anzuwenden, das Risiko 
der Nichtumsetzung und Umgehung gezielter 
finanzieller Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung zu mindern und zu steuern.“ 

 

(3) Der Gewerbetreibende hat über Strategien, 
Kontrollen und Verfahren zur wirksamen Minderung und 
Steuerung der auf Unionsebene, auf mitgliedstaatlicher 
Ebene und bei sich selbst ermittelten Risiken von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu verfügen. 
Die laufende Einhaltung der internen Vorschriften, die 
Teil der Strategien, Kontrollen und Verfahren sind, 
durch die diesen unterworfenen Mitarbeiter, bedarf der 
Überwachung durch den zuständigen Beauftragten 
(Abs. 4 Z 1), wenn ein solcher nicht benannt ist, durch 
den Gewerbetreibenden. Die Strategien, Kontrollen und 
Verfahren haben in einem angemessenen Verhältnis zu 
Art und Größe des Unternehmens zu stehen und sind 
durch die Führungsebene zu genehmigen; getroffene 
Maßnahmen sind bei Bedarf zu überwachen und zu 
verbessern. 

 (3) Der Gewerbetreibende hat über Strategien, 
Kontrollen und Verfahren zur wirksamen Minderung und 
Steuerung der auf Unionsebene, auf mitgliedstaatlicher 
Ebene und bei sich selbst ermittelten Risiken von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu verfügen. 
Der Gewerbetreibende hat zusätzlich zu der Pflicht, 
gezielte finanzielle Sanktionen anzuwenden, das 
Risiko der Nichtumsetzung und Umgehung gezielter 
finanzieller Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung zu mindern und zu 
steuern. Die laufende Einhaltung der internen 
Vorschriften, die Teil der Strategien, Kontrollen und 
Verfahren sind, durch die diesen unterworfenen 
Mitarbeiter, bedarf der Überwachung durch den 
zuständigen Beauftragten (Abs. 4 Z 1), wenn ein solcher 
nicht benannt ist, durch den Gewerbetreibenden. Die 
Strategien, Kontrollen und Verfahren haben in einem 
angemessenen Verhältnis zu Art und Größe des 
Unternehmens zu stehen und sind durch die 
Führungsebene zu genehmigen; getroffene Maßnahmen 
sind bei Bedarf zu überwachen und zu verbessern. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 7. In § 366b Abs. 2 wird nach dem Ausdruck 
„Terrorismusfinanzierung“ die Wendung „sowie der 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller 
Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung“ eingefügt. 

 

(2) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe 
bis zu 20 000 Euro zu bestrafen ist, begeht, wer die 
sonstigen Bestimmungen der §§ 365m1 bis 365z Abs. 7 
betreffend Maßnahmen zur Verhinderung der 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung nicht befolgt. 

 (2) Eine Verwaltungsübertretung, die mit Geldstrafe 
bis zu 20 000 Euro zu bestrafen ist, begeht, wer die 
sonstigen Bestimmungen der §§ 365m1 bis 365z Abs. 7 
betreffend Maßnahmen zur Verhinderung der 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sowie der 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller 
Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung nicht befolgt. 

 8. In § 366b Abs. 3 wird nach dem Ausdruck 
„Terrorismusfinanzierung“ die Wendung „sowie der 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller 
Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung“ eingefügt. 

 

(3) Im Falle besonders schwerwiegender, 
wiederholter oder systematischer Verstöße oder einer 
Kombination davon gegen die Bestimmungen der 
§§ 365p, 365q, 365r, 365s, 365t, 365u, 365y und 365z 
Abs. 1 bis 7 betreffend Maßnahmen zur Verhinderung 
der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung hat die 
Behörde folgende Maßnahmen zu treffen: 

 (3) Im Falle besonders schwerwiegender, 
wiederholter oder systematischer Verstöße oder einer 
Kombination davon gegen die Bestimmungen der 
§§ 365p, 365q, 365r, 365s, 365t, 365u, 365y und 365z 
Abs. 1 bis 7 betreffend Maßnahmen zur Verhinderung 
der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sowie der 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller 
Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung hat die Behörde folgende 
Maßnahmen zu treffen: 

 1. die öffentliche Bekanntgabe der natürlichen oder 
juristischen Person und der Art des Verstoßes im 
Sinne des Abs. 5; 

  1. die öffentliche Bekanntgabe der natürlichen oder 
juristischen Person und der Art des Verstoßes im 
Sinne des Abs. 5; 

 2. eine Geldstrafe bis zur zweifachen Höhe der 
infolge des Verstoßes erzielten Gewinne, soweit 
sich diese beziffern lassen, oder bis zu einer 
Höhe von 1 Million Euro. 

  2. eine Geldstrafe bis zur zweifachen Höhe der 
infolge des Verstoßes erzielten Gewinne, soweit 
sich diese beziffern lassen, oder bis zu einer 
Höhe von 1 Million Euro. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 9. In § 366b Abs. 5 wird nach dem Ausdruck 
„Terrorismusfinanzierung“ die Wendung „sowie der 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller 
Sanktionen im Zusammenhang mit 
Proliferationsfinanzierung“ eingefügt. 

 

(5) Rechtskräftige Entscheidungen, mit denen eine 
verwaltungsrechtliche Sanktion oder Maßnahme wegen 
des Verstoßes gegen die Bestimmungen der §§ 365m1 
bis 365z Abs. 7 betreffend Maßnahmen zur 
Verhinderung der Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung verhängt werden, sind von der 
Behörde unverzüglich, nachdem der betroffene 
Gewerbetreibende über diese Entscheidung unterrichtet 
wurde, auf ihrer Homepage zu veröffentlichen. Dabei 
werden mindestens Art und Wesen des Verstoßes und 
die Identität der verantwortlichen Personen 
bekanntgemacht. Dies gilt nicht im Fall von 
Entscheidungen, mit denen Maßnahmen mit 
Ermittlungscharakter verhängt werden. Hält die Behörde 
nach einer fallbezogenen Prüfung der 
Verhältnismäßigkeit der Veröffentlichung der Identität 
oder personenbezogener Daten der verantwortlichen 
Person die Veröffentlichung dieser Daten für 
unverhältnismäßig oder gefährdet die Veröffentlichung 
dieser Daten die Stabilität von Finanzmärkten oder 
laufende Ermittlungen, so hat die Behörde wie folgt zu 
verfahren: 

 (5) Rechtskräftige Entscheidungen, mit denen eine 
verwaltungsrechtliche Sanktion oder Maßnahme wegen 
des Verstoßes gegen die Bestimmungen der §§ 365m1 
bis 365z Abs. 7 betreffend Maßnahmen zur 
Verhinderung der Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung sowie der Nichtumsetzung 
und Umgehung gezielter finanzieller Sanktionen im 
Zusammenhang mit Proliferationsfinanzierung 
verhängt werden, sind von der Behörde unverzüglich, 
nachdem der betroffene Gewerbetreibende über diese 
Entscheidung unterrichtet wurde, auf ihrer Homepage zu 
veröffentlichen. Dabei werden mindestens Art und 
Wesen des Verstoßes und die Identität der 
verantwortlichen Personen bekanntgemacht. Dies gilt 
nicht im Fall von Entscheidungen, mit denen 
Maßnahmen mit Ermittlungscharakter verhängt werden. 
Hält die Behörde nach einer fallbezogenen Prüfung der 
Verhältnismäßigkeit der Veröffentlichung der Identität 
oder personenbezogener Daten der verantwortlichen 
Person die Veröffentlichung dieser Daten für 
unverhältnismäßig oder gefährdet die Veröffentlichung 
dieser Daten die Stabilität von Finanzmärkten oder 
laufende Ermittlungen, so hat die Behörde wie folgt zu 
verfahren: 

 1. sie macht die Entscheidung, mit der eine 
verwaltungsrechtliche Sanktion oder Maßnahme 
verhängt wird, erst dann bekannt, wenn die 
Gründe für ihre Nichtbekanntmachung 
weggefallen sind; 

  1. sie macht die Entscheidung, mit der eine 
verwaltungsrechtliche Sanktion oder Maßnahme 
verhängt wird, erst dann bekannt, wenn die 
Gründe für ihre Nichtbekanntmachung 
weggefallen sind; 

 2. sie macht die Entscheidung, mit der eine 
verwaltungsrechtliche Sanktion oder Maßnahme 
verhängt wird, auf anonymer Basis bekannt, 

  2. sie macht die Entscheidung, mit der eine 
verwaltungsrechtliche Sanktion oder Maßnahme 
verhängt wird, auf anonymer Basis bekannt, 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

 
3

/A
 X

X
V

III. G
P

 - In
itiativ

an
trag

 - T
ex

tg
eg

en
ü

b
erstellu

n
g
 (A

rb
eitsd

o
k
u

m
en

t P
arlD

io
n
) 

 1
5
 v

o
n

 4
1
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 
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Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
wenn diese anonymisierte Bekanntmachung 
einen wirksamen Schutz der betreffenden 
personenbezogenen Daten gewährleistet; wird 
die Veröffentlichung einer 
verwaltungsrechtlichen Sanktion oder 
Maßnahme auf anonymer Basis beschlossen, so 
kann die Veröffentlichung der diesbezüglichen 
Daten um einen angemessenen Zeitraum 
verschoben werden, wenn davon ausgegangen 
wird, dass die Gründe für eine anonymisierte 
Veröffentlichung innerhalb dieses Zeitraums 
wegfallen werden oder 

wenn diese anonymisierte Bekanntmachung 
einen wirksamen Schutz der betreffenden 
personenbezogenen Daten gewährleistet; wird 
die Veröffentlichung einer 
verwaltungsrechtlichen Sanktion oder 
Maßnahme auf anonymer Basis beschlossen, so 
kann die Veröffentlichung der diesbezüglichen 
Daten um einen angemessenen Zeitraum 
verschoben werden, wenn davon ausgegangen 
wird, dass die Gründe für eine anonymisierte 
Veröffentlichung innerhalb dieses Zeitraums 
wegfallen werden oder 

 3. sie sieht davon ab, die Entscheidung, mit der die 
verwaltungsrechtliche Sanktion oder Maßnahme 
verhängt wird, bekanntzumachen, wenn die 
Möglichkeiten nach Z 1 und 2 ihrer Ansicht 
nach nicht ausreichen, um zu gewährleisten, 
dass die Stabilität von Finanzmärkten nicht 
gefährdet wird, oder dass bei Maßnahmen, die 
als geringfügig angesehen werden, bei der 
Bekanntmachung der Entscheidungen die 
Verhältnismäßigkeit gewahrt ist. 

  3. sie sieht davon ab, die Entscheidung, mit der die 
verwaltungsrechtliche Sanktion oder Maßnahme 
verhängt wird, bekanntzumachen, wenn die 
Möglichkeiten nach Z 1 und 2 ihrer Ansicht 
nach nicht ausreichen, um zu gewährleisten, 
dass die Stabilität von Finanzmärkten nicht 
gefährdet wird, oder dass bei Maßnahmen, die 
als geringfügig angesehen werden, bei der 
Bekanntmachung der Entscheidungen die 
Verhältnismäßigkeit gewahrt ist. 

 10. In § 382 erhalten der mit dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 88/2000 eingefügte Abs. 6 die Absatzbezeichnung 
„7“, der bisherige Abs. 7 die Absatzbezeichnung „8“, der 
bisherige Abs. 7a die Absatzbezeichnung „9“, der 
bisherige Abs. 8 die Absatzbezeichnung „10“, der 
bisherige Abs. 9 die Absatzbezeichnung „11“, der 
bisherige Abs. 9a die Absatzbezeichnung „12“, die 
bisherigen Abs. 10 bis 13 die jeweils fortlaufenden 
Absatzbezeichnungen „13“ bis „16“, der mit dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 48/2003 eingefügte Abs. 14 die 
Absatzbezeichnung „17“, der mit dem Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 161/2006 eingefügte Abs. 14 die 
Absatzbezeichnung „18“, der mit dem Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 118/2004 eingefügte Abs. 15 die 
Absatzbezeichnung „19“, der mit dem Bundesgesetz 
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Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
BGBl. I Nr. 131/2004 eingefügte Abs. 15 die 
Absatzbezeichnung „20“, die bisherigen Abs. 16 bis 29 
die jeweils fortlaufenden Absatzbezeichnungen „21“ bis 
„34“, die bisherigen Abs. 31 bis 36 die jeweils 
fortlaufenden Absatzbezeichnungen „35“ bis „40“, der 
mit dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 8/2008 eingefügte 
Abs. 37 die Absatzbezeichnung „41“, der mit dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 68/2008 eingefügte Abs. 37 die 
Absatzbezeichnung „42“, die bisherigen Abs. 38 bis 92 
die jeweils fortlaufenden Absatzbezeichnungen „43“ bis 
„97“, der mit dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 32/2018 
eingefügte Abs. 97 die Absatzbezeichnung „98“, die 
bisherigen Abs. 93 bis 96 die jeweils fortlaufenden 
Absatzbezeichnungen „99“ bis „102“, der mit dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 56/2024 eingefügte Abs. 97 die 
Absatzbezeichnung „103“ und die bisherigen Abs. 98 bis 
110 die jeweils fortlaufenden Absatzbezeichnungen 
„104“ bis „116“. 

(6) § 20 Abs. 1, § 71a, § 77 Abs. 1, § 77a, die 
§§ 81a bis 81d, § 82 Abs. 3a, § 82b Abs. 1 und 5, der 
Abschnitt 8a betreffend die Beherrschung der Gefahren 
bei schweren Unfällen (§§ 84a bis 84g einschließlich der 
Anlage 5 zu diesem Bundesgesetz), der Abschnitt 8b 
betreffend gemeinschaftsrechtliche Berichtspflichten 
(§ 84h), § 334 Z 1 und Z 9, § 350 Abs. 4a, § 356 Abs. 1 
und 3, § 356a, § 356b Abs. 1 und 6, § 356d, § 358 
Abs. 3, § 359 Abs. 1, § 359b Abs. 1 vorletzter und letzter 
Satz und Abs. 4 Z 1, § 366 Abs. 1 Z 7, § 367 Z 25, 26 
und 55 bis 57, § 368 Z 13a bis 13d und Z 14 sowie § 381 
Abs. 5 bis 7 und die Anlagen 3 und 4 zu diesem 
Bundesgesetz in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 88/2000 treten mit dem der Kundmachung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 88/2000 folgenden 
Monatsersten in Kraft; gleichzeitig tritt § 82a außer 
Kraft. 

 (67) § 20 Abs. 1, § 71a, § 77 Abs. 1, § 77a, die 
§§ 81a bis 81d, § 82 Abs. 3a, § 82b Abs. 1 und 5, der 
Abschnitt 8a betreffend die Beherrschung der Gefahren 
bei schweren Unfällen (§§ 84a bis 84g einschließlich der 
Anlage 5 zu diesem Bundesgesetz), der Abschnitt 8b 
betreffend gemeinschaftsrechtliche Berichtspflichten 
(§ 84h), § 334 Z 1 und Z 9, § 350 Abs. 4a, § 356 Abs. 1 
und 3, § 356a, § 356b Abs. 1 und 6, § 356d, § 358 
Abs. 3, § 359 Abs. 1, § 359b Abs. 1 vorletzter und letzter 
Satz und Abs. 4 Z 1, § 366 Abs. 1 Z 7, § 367 Z 25, 26 
und 55 bis 57, § 368 Z 13a bis 13d und Z 14 sowie § 381 
Abs. 5 bis 7 und die Anlagen 3 und 4 zu diesem 
Bundesgesetz in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 88/2000 treten mit dem der Kundmachung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 88/2000 folgenden 
Monatsersten in Kraft; gleichzeitig tritt § 82a außer 
Kraft. 

(7) Die §§ 354, 356 Abs. 1 und 3 sowie 356b Abs. 1 
und 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

 (78) Die §§ 354, 356 Abs. 1 und 3 sowie 356b 
Abs. 1 und 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
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Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Nr. 88/2000 sind auf im Zeitpunkt des diesbezüglichen 
Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 88/2000 
noch nicht abgeschlossene Verfahren betreffend 
Betriebsanlagen nicht anzuwenden. 

Nr. 88/2000 sind auf im Zeitpunkt des diesbezüglichen 
Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 88/2000 
noch nicht abgeschlossene Verfahren betreffend 
Betriebsanlagen nicht anzuwenden. 

(7a) § 13 Abs. 2, § 173a, § 284e, § 338 Abs. 3, 
§ 366 Abs. 1, § 367, § 368, § 376 Z 3 Abs. 9, § 376 Z 28 
Abs. 2, § 376 Z 41 Abs. 2, § 376 Z 47 Abs. 3 und § 377 
Abs. 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 136/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 

 (7a9) § 13 Abs. 2, § 173a, § 284e, § 338 Abs. 3, 
§ 366 Abs. 1, § 367, § 368, § 376 Z 3 Abs. 9, § 376 Z 28 
Abs. 2, § 376 Z 41 Abs. 2, § 376 Z 47 Abs. 3 und § 377 
Abs. 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 136/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 

(8) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 88/2000 bestehende 
gewerberechtliche Verordnungen, die sich auf den bisher 
geltenden Stand der Technik berufen, gelten als unter 
Berufung auf den Stand der Technik gemäß § 71a dieses 
Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 88/2000 erlassen. 

 (810) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 88/2000 bestehende 
gewerberechtliche Verordnungen, die sich auf den bisher 
geltenden Stand der Technik berufen, gelten als unter 
Berufung auf den Stand der Technik gemäß § 71a dieses 
Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 88/2000 erlassen. 

(9) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 88/2000 
werden folgende Richtlinien der Europäischen 
Gemeinschaft für Betriebsanlagen umgesetzt: 

 (911) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 88/2000 
werden folgende Richtlinien der Europäischen 
Gemeinschaft für Betriebsanlagen umgesetzt: 

 1. Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 
24. September 1996 über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung; 

  1. Richtlinie 96/61/EG des Rates vom 
24. September 1996 über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung; 

 2. Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 
1996 zur Beherrschung der Gefahren bei 
schweren Unfällen mit gefährlichen Gütern; 

  2. Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 
1996 zur Beherrschung der Gefahren bei 
schweren Unfällen mit gefährlichen Gütern; 

 3. Richtlinie 1999/13/EG des Rates über die 
Begrenzung von Emissionen flüchtiger 
organischer Verbindungen, die bei bestimmten 
Tätigkeiten und in bestimmten Anlagen bei der 
Verwendung organischer Lösungsmittel 
entstehen. 

  3. Richtlinie 1999/13/EG des Rates über die 
Begrenzung von Emissionen flüchtiger 
organischer Verbindungen, die bei bestimmten 
Tätigkeiten und in bestimmten Anlagen bei der 
Verwendung organischer Lösungsmittel 
entstehen. 

(9a) Die §§ 128 Abs. 2, 129 und 260 Abs. 1 und 2 
in der Fassung des Konjunkturbelebungsgesetzes 2002, 
BGBl. I Nr. 68, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. 

 (9a12) Die §§ 128 Abs. 2, 129 und 260 Abs. 1 und 
2 in der Fassung des Konjunkturbelebungsgesetzes 2002, 
BGBl. I Nr. 68, treten mit 1. Juli 2002 in Kraft. 
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Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

(10) Die §§ 2 Abs. 1 Z 4 lit. h, 74 Abs. 2 und 4, 77a 
Abs. 5, 79 Abs. 1, 79a Abs. 1, 79b, 80 Abs. 3, 81a Z 2, 
81b Abs. 1, 81c Abs. 1, 81d, 84c Abs. 2, 84d Abs. 2 und 
3, 84e, 84f Abs. 1, 353 Z 3, 354, 356 Abs. 1, 356a Abs. 1 
letzter Satz und Abs. 2, 356b Abs. 1 bis 3 und 6, 358 
Abs. 1, 359a und 359b Abs. 1 in der Fassung des 
Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 65/2002, 
treten mit 1. Juli 2002, jedoch nicht vor dem vierten der 
Kundmachung des Verwaltungsreformgesetzes 2001 
folgenden Monatsersten in Kraft; gleichzeitig treten die 
§§ 77a Abs. 6 bis 10, 334 und 335 außer Kraft. Für zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossene Verfahren 
betreffend Betriebsanlagen verbleibt es bei der 
bisherigen Rechtslage. 

 (1013) Die §§ 2 Abs. 1 Z 4 lit. h, 74 Abs. 2 und 4, 
77a Abs. 5, 79 Abs. 1, 79a Abs. 1, 79b, 80 Abs. 3, 81a 
Z 2, 81b Abs. 1, 81c Abs. 1, 81d, 84c Abs. 2, 84d Abs. 2 
und 3, 84e, 84f Abs. 1, 353 Z 3, 354, 356 Abs. 1, 356a 
Abs. 1 letzter Satz und Abs. 2, 356b Abs. 1 bis 3 und 6, 
358 Abs. 1, 359a und 359b Abs. 1 in der Fassung des 
Verwaltungsreformgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 65/2002, 
treten mit 1. Juli 2002, jedoch nicht vor dem vierten der 
Kundmachung des Verwaltungsreformgesetzes 2001 
folgenden Monatsersten in Kraft; gleichzeitig treten die 
§§ 77a Abs. 6 bis 10, 334 und 335 außer Kraft. Für zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossene Verfahren 
betreffend Betriebsanlagen verbleibt es bei der 
bisherigen Rechtslage. 

(11) § 2 Abs. 1 Z 4 lit. h, § 2 Abs. 1 Z 7, § 2 Abs. 1 
Z 14, § 2 Abs. 1 Z 20, § 2 Abs. 1 Z 23, § 2 Abs. 3 Z 1, 
§ 2 Abs. 3a, § 2 Abs. 4 Z 9, § 2 Abs. 4 Z 10, § 2 Abs. 15, 
§ 3 Abs. 1 Z 1, § 3 Abs. 1 Z 2, § 4 Abs. 1 Z 2, § 5, § 6, 
§ 7 Abs. 5, § 8 Abs. 2 und 3, § 9 Abs. 1 und 2, § 10, § 11 
Abs. 6, § 12 Abs. 1, § 13 Abs. 1, 3, 4 und 7, § 14, § 15, 
§ 16 Abs. 1 und 4, § 17 Abs. 1 und 2, §§ 18 bis 22, § 23 
Abs. 2 und 3, § 23a Abs. 1 und 3, § 26 Abs. 1 bis 3, § 27, 
§ 28, § 29, § 30 Abs. 2 bis 4, § 31, § 32, § 32a, § 34, 
§§ 35 und 36, § 37 Abs. 1 bis 5, § 38 Abs. 2, die 
Überschrift vor § 39, § 39 Abs. 1, 2a und 6, § 40, § 41 
Abs. 1, 4 und 5, § 44, § 46, § 47 Abs. 2, § 48, § 49, § 50 
Abs. 2 bis 4, § 51 Abs. 1 und 2, § 53 Abs. 3, §§ 55 und 
56, § 57 Abs. 1, § 58, § 60, § 61, § 62 Abs. 1, § 63 
Abs. 4, § 69 Abs. 2 Z 5, § 70 Abs. 1, § 71 Abs. 5, § 81 
Abs. 4 und 5, § 85 Z 6, § 87 Abs. 2, § 88 Abs. 1 und 3, 
§ 91 Abs. 1 und 2, das II. Hauptstück samt Überschrift, 
§ 136a, die §§ 159 bis 285, § 288 Abs. 3, § 333 samt 
Überschrift, § 334, § 335a, § 336 Abs. 1, § 336a Abs. 1, 
§ 337, § 339 Abs. 1 bis 4, § 340, § 341 samt Überschrift, 
§ 342, § 344, § 345 Abs. 1 bis 4, Abs. 6 bis 9, § 346 
Abs. 1 bis 4, § 347 Abs. 1 und 2, § 348 Abs. 1 und 2, 
§ 349 Abs. 1 und 2, §§ 350 bis 352a, § 353 Z 1 lit. c, 

 (1114) § 2 Abs. 1 Z 4 lit. h, § 2 Abs. 1 Z 7, § 2 
Abs. 1 Z 14, § 2 Abs. 1 Z 20, § 2 Abs. 1 Z 23, § 2 Abs. 3 
Z 1, § 2 Abs. 3a, § 2 Abs. 4 Z 9, § 2 Abs. 4 Z 10, § 2 
Abs. 15, § 3 Abs. 1 Z 1, § 3 Abs. 1 Z 2, § 4 Abs. 1 Z 2, 
§ 5, § 6, § 7 Abs. 5, § 8 Abs. 2 und 3, § 9 Abs. 1 und 2, 
§ 10, § 11 Abs. 6, § 12 Abs. 1, § 13 Abs. 1, 3, 4 und 7, 
§ 14, § 15, § 16 Abs. 1 und 4, § 17 Abs. 1 und 2, §§ 18 
bis 22, § 23 Abs. 2 und 3, § 23a Abs. 1 und 3, § 26 
Abs. 1 bis 3, § 27, § 28, § 29, § 30 Abs. 2 bis 4, § 31, 
§ 32, § 32a, § 34, §§ 35 und 36, § 37 Abs. 1 bis 5, § 38 
Abs. 2, die Überschrift vor § 39, § 39 Abs. 1, 2a und 6, 
§ 40, § 41 Abs. 1, 4 und 5, § 44, § 46, § 47 Abs. 2, § 48, 
§ 49, § 50 Abs. 2 bis 4, § 51 Abs. 1 und 2, § 53 Abs. 3, 
§§ 55 und 56, § 57 Abs. 1, § 58, § 60, § 61, § 62 Abs. 1, 
§ 63 Abs. 4, § 69 Abs. 2 Z 5, § 70 Abs. 1, § 71 Abs. 5, 
§ 81 Abs. 4 und 5, § 85 Z 6, § 87 Abs. 2, § 88 Abs. 1 und 
3, § 91 Abs. 1 und 2, das II. Hauptstück samt 
Überschrift, § 136a, die §§ 159 bis 285, § 288 Abs. 3, 
§ 333 samt Überschrift, § 334, § 335a, § 336 Abs. 1, 
§ 336a Abs. 1, § 337, § 339 Abs. 1 bis 4, § 340, § 341 
samt Überschrift, § 342, § 344, § 345 Abs. 1 bis 4, 
Abs. 6 bis 9, § 346 Abs. 1 bis 4, § 347 Abs. 1 und 2, 
§ 348 Abs. 1 und 2, § 349 Abs. 1 und 2, §§ 350 bis 352a, 
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Einfügungen in Fett und rot) 
§ 355, § 361 Abs. 1 bis 3, § 363 Abs. 1, § 365a Abs. 1, 2, 
4 und 5, § 365b Abs. 1 und 2, § 365e Abs. 1, 3 und 4, 
§ 365g Abs. 2, § 365h, § 367, § 368, § 370, § 372 Abs. 2, 
§ 373a Abs. 1 und § 373b bis 373f, § 373g Abs. 1 und 3, 
§ 373i Abs. 2 und 3, § 375 Abs. 1 und 4, § 376 Z 4 
Abs. 1 und 3, § 376 Z 9b, § 376 Z 11 Abs. 3 bis 5, § 376 
Z 14b bis 14e, § 376 Z 42, § 379 und § 381 Abs. 1 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 111/2002 treten 
mit dem auf die Kundmachung dieses Gesetzes 
folgenden Monatsersten in Kraft. § 373a Abs. 2 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 111/2002 tritt 
gleichzeitig mit dem In-Kraft-Treten des Abkommens 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit in 
Kraft. 

§ 353 Z 1 lit. c, § 355, § 361 Abs. 1 bis 3, § 363 Abs. 1, 
§ 365a Abs. 1, 2, 4 und 5, § 365b Abs. 1 und 2, § 365e 
Abs. 1, 3 und 4, § 365g Abs. 2, § 365h, § 367, § 368, 
§ 370, § 372 Abs. 2, § 373a Abs. 1 und § 373b bis 373f, 
§ 373g Abs. 1 und 3, § 373i Abs. 2 und 3, § 375 Abs. 1 
und 4, § 376 Z 4 Abs. 1 und 3, § 376 Z 9b, § 376 Z 11 
Abs. 3 bis 5, § 376 Z 14b bis 14e, § 376 Z 42, § 379 und 
§ 381 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 111/2002 treten mit dem auf die Kundmachung 
dieses Gesetzes folgenden Monatsersten in Kraft. § 373a 
Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 111/2002 tritt gleichzeitig mit dem In-Kraft-Treten 
des Abkommens zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über 
die Freizügigkeit in Kraft. 

(12) § 81 Abs. 4 und 5 sowie § 353 Z 1 lit. c treten 
gleichzeitig mit dem AWG 2002 in Kraft. 

 (1215) § 81 Abs. 4 und 5 sowie § 353 Z 1 lit. c 
treten gleichzeitig mit dem AWG 2002 in Kraft. 

(13) Die §§ 365m bis 365t und § 367 Z 38 treten 
mit 15. Juni 2003 in Kraft. 

 (1316) Die §§ 365m bis 365t und § 367 Z 38 treten 
mit 15. Juni 2003 in Kraft. 

(14) Die §§ 22a samt Überschrift, 32 Abs. 5, 50 
Abs. 1 Z 10, Abs. 2 und 4, 57 Abs. 1 erster Satz, 88 
Abs. 2, 129 Abs. 1 Z 7 und 8, 137 Abs. 2, 150 Abs. 10 
und 15, 154 Abs. 5 und 6, 157 Abs. 1 Z 2 lit. d und § 363 
Abs.1 Z 3 und Abs. 4 sowie die Überschrift vor § 363 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 48/2003 
treten gleichzeitig mit dem Öffnungszeitengesetz 2003 in 
Kraft. 

 (1417) Die §§ 22a samt Überschrift, 32 Abs. 5, 50 
Abs. 1 Z 10, Abs. 2 und 4, 57 Abs. 1 erster Satz, 88 
Abs. 2, 129 Abs. 1 Z 7 und 8, 137 Abs. 2, 150 Abs. 10 
und 15, 154 Abs. 5 und 6, 157 Abs. 1 Z 2 lit. d und § 363 
Abs.1 Z 3 und Abs. 4 sowie die Überschrift vor § 363 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 48/2003 
treten gleichzeitig mit dem Öffnungszeitengesetz 2003 in 
Kraft. 

(14) § 2 Abs. 1 Z 10, § 94 Z 9 und § 102 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/2006 treten 
mit 1. Jänner 2007 in Kraft. 

 (1418) § 2 Abs. 1 Z 10, § 94 Z 9 und § 102 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/2006 treten 
mit 1. Jänner 2007 in Kraft. 

(15) § 70a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2004, 
jedoch nicht vor dem Ablauf des Tages der 
Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 118/2004 im Bundesgesetzblatt, außer Kraft. 

 (1519) § 70a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2004, jedoch nicht vor dem Ablauf des Tages der 
Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 118/2004 im Bundesgesetzblatt, außer Kraft. 

(15) § 2 Abs. 1 Z 14, § 13 Abs. 4, § 26 Abs. 2, § 32  (1520) § 2 Abs. 1 Z 14, § 13 Abs. 4, § 26 Abs. 2, 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Abs. 6, § 37 Abs. 4, § 87 Abs. 1 Z 2, 4, und 5, § 87 
Abs. 2, § 94 Z 75, § 94 Z 76, §§ 136a bis 138, § 338 
Abs. 1 und 8, § 365a Abs. 1 Z 10 bis Z 15, § 365b Abs. 1 
Z 7 bis Z 12, § 365c, § 365e Abs. 5, § 365u, § 366 Abs. 1 
Z 7 und Z 8 und § 367 Z 33, Z 57 und Z 58 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 131/2004 treten mit 15. Jänner 2005 
in Kraft. § 376 Z 18 tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung des BGBl. I Nr. 131/2004 in Kraft. § 94 
Z 77 tritt mit 15. Jänner 2005 außer Kraft. 

§ 32 Abs. 6, § 37 Abs. 4, § 87 Abs. 1 Z 2, 4, und 5, § 87 
Abs. 2, § 94 Z 75, § 94 Z 76, §§ 136a bis 138, § 338 
Abs. 1 und 8, § 365a Abs. 1 Z 10 bis Z 15, § 365b Abs. 1 
Z 7 bis Z 12, § 365c, § 365e Abs. 5, § 365u, § 366 
Abs. 1 Z 7 und Z 8 und § 367 Z 33, Z 57 und Z 58 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 131/2004 treten mit 15. Jänner 
2005 in Kraft. § 376 Z 18 tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung des BGBl. I Nr. 131/2004 in Kraft. § 94 
Z 77 tritt mit 15. Jänner 2005 außer Kraft. 

(16) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 131/2004 
wird die Richtlinie 2002/92/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 9. Dezember 2002 über 
Versicherungsvermittlung umgesetzt. 

 (1621) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 131/2004 wird die Richtlinie 2002/92/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
9. Dezember 2002 über Versicherungsvermittlung 
umgesetzt. 

(17) § 71a Abs. 1, § 74 Abs. 4 und 7, § 77a Abs. 3 
Z 1, § 81 Abs. 3, § 81c, § 82b Abs. 5 Z 1, § 84c Abs. 2, 
2a und 2b, 6, 6a, 7, 7a, 9, 10 Z 1 und Abs. 11 sowie 
§ 84d Abs. 4, 5, 5a, 9, § 353 Z 2, § 356 Abs. 1, § 356b 
Abs. 1 Z 2, Abs. 4 und 5, § 359 Abs. 3 erster Satz, § 366 
Abs. 1 Z 3, § 371a, § 381 Abs. 6, Anlage 3, Anlage 5 
und Anlage 6 zu diesem Bundesgesetz in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 131/2004 treten mit dem 
der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 131/2004 folgenden Monatsersten in Kraft; 
gleichzeitig tritt § 356d außer Kraft. 

 (1722) § 71a Abs. 1, § 74 Abs. 4 und 7, § 77a 
Abs. 3 Z 1, § 81 Abs. 3, § 81c, § 82b Abs. 5 Z 1, § 84c 
Abs. 2, 2a und 2b, 6, 6a, 7, 7a, 9, 10 Z 1 und Abs. 11 
sowie § 84d Abs. 4, 5, 5a, 9, § 353 Z 2, § 356 Abs. 1, 
§ 356b Abs. 1 Z 2, Abs. 4 und 5, § 359 Abs. 3 erster 
Satz, § 366 Abs. 1 Z 3, § 371a, § 381 Abs. 6, Anlage 3, 
Anlage 5 und Anlage 6 zu diesem Bundesgesetz in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 131/2004 treten 
mit dem der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 131/2004 folgenden Monatsersten in Kraft; 
gleichzeitig tritt § 356d außer Kraft. 

(18) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 131/2004 
werden folgende Richtlinien der Europäischen 
Gemeinschaft für Betriebsanlagen umgesetzt: 

 (1823) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 131/2004 werden folgende Richtlinien der 
Europäischen Gemeinschaft für Betriebsanlagen 
umgesetzt: 

 1. Richtlinie 96/61/EG über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung, ABl. Nr. L 257 vom 
10.10.1996, S. 26, zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 2003/87/EG, ABl. Nr. L 275 vom 
25.10.2003, S. 32; 

  1. Richtlinie 96/61/EG über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung, ABl. Nr. L 257 vom 
10.10.1996, S. 26, zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 2003/87/EG, ABl. Nr. L 275 vom 
25.10.2003, S. 32; 

 2. Richtlinie 96/82/EG zur Beherrschung der   2. Richtlinie 96/82/EG zur Beherrschung der 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Gefahren bei schweren Unfällen mit 
gefährlichen Stoffen, ABl. Nr. L 10 vom 
14.1.1997, S. 13, zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 2003/105/EG, ABl. Nr. L 345 vom 
31.12.2003, S. 97. 

Gefahren bei schweren Unfällen mit 
gefährlichen Stoffen, ABl. Nr. L 10 vom 
14.1.1997, S. 13, zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 2003/105/EG, ABl. Nr. L 345 vom 
31.12.2003, S. 97. 

(19) § 2 Abs. 1 Z 15, § 16 Abs. 3, § 20 Abs. 8, § 21 
Abs. 5, § 22 Abs. 2, § 23a, § 50 Abs. 2, § 101 Abs. 2, 
§ 156 Abs. 3, § 345 Abs. 8 Z 2, § 352 Abs. 10, § 352b 
Abs. 1, § 367 Z 48 und § 381 Abs. 1 Einleitung in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 131/2004 treten 
am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt 
in Kraft. 

 (1924) § 2 Abs. 1 Z 15, § 16 Abs. 3, § 20 Abs. 8, 
§ 21 Abs. 5, § 22 Abs. 2, § 23a, § 50 Abs. 2, § 101 
Abs. 2, § 156 Abs. 3, § 345 Abs. 8 Z 2, § 352 Abs. 10, 
§ 352b Abs. 1, § 367 Z 48 und § 381 Abs. 1 Einleitung 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 131/2004 treten am Tag nach der Veröffentlichung 
im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(20) § 2 Abs. 5, Abs. 8 und Abs. 12, § 77a Abs. 1 
Z 1, § 356b Abs. 1 letzter Satz, § 359 Abs. 3 und § 359b 
Abs. 1 Z 2, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 85/2005, treten mit dem der Kundmachung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2005 folgenden 
Monatsersten in Kraft; § 359b Abs. 1 Z 2, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2005, ist auf im 
Zeitpunkt seines In-Kraft-Tretens noch nicht 
abgeschlossene Verfahren betreffend Betriebsanlagen 
nicht anzuwenden. 

 (2025) § 2 Abs. 5, Abs. 8 und Abs. 12, § 77a Abs. 1 
Z 1, § 356b Abs. 1 letzter Satz, § 359 Abs. 3 und § 359b 
Abs. 1 Z 2, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 85/2005, treten mit dem der Kundmachung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2005 folgenden 
Monatsersten in Kraft; § 359b Abs. 1 Z 2, in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2005, ist auf im 
Zeitpunkt seines In-Kraft-Tretens noch nicht 
abgeschlossene Verfahren betreffend Betriebsanlagen 
nicht anzuwenden. 

(21) § 77a Abs. 1 und Abs. 5, § 81a Z 1, § 81b 
Abs. 2 und Abs. 4, § 353a, § 356a, § 356b Abs. 7 und die 
Anlage 3 zu diesem Bundesgesetz, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2005, treten mit 25. Juni 
2005 in Kraft; diese Bestimmungen sind auf nach dem 
24. Juni 2005 eingeleitete Verfahren anzuwenden. 

 (2126) § 77a Abs. 1 und Abs. 5, § 81a Z 1, § 81b 
Abs. 2 und Abs. 4, § 353a, § 356a, § 356b Abs. 7 und die 
Anlage 3 zu diesem Bundesgesetz, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2005, treten mit 25. Juni 
2005 in Kraft; diese Bestimmungen sind auf nach dem 
24. Juni 2005 eingeleitete Verfahren anzuwenden. 

(22) § 84c Abs. 2a, § 84c Abs. 8, § 84c Abs. 10 Z 1, 
§ 84d Abs. 2, § 84f und die Anlage 5 zu diesem 
Bundesgesetz, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 85/2005, treten mit 1. Juli 2005 in Kraft; 
gleichzeitig tritt § 84g außer Kraft. 

 (2227) § 84c Abs. 2a, § 84c Abs. 8, § 84c Abs. 10 
Z 1, § 84d Abs. 2, § 84f und die Anlage 5 zu diesem 
Bundesgesetz, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 85/2005, treten mit 1. Juli 2005 in Kraft; 
gleichzeitig tritt § 84g außer Kraft. 

(23) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 85/2005 
werden folgende Richtlinien der Europäischen 
Gemeinschaft für Betriebsanlagen umgesetzt: 

 (2328) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 85/2005 werden folgende Richtlinien der 
Europäischen Gemeinschaft für Betriebsanlagen 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
umgesetzt: 

 1. Richtlinie 96/61/EG über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung, ABl. Nr. L 257 vom 
10.10.1996 S. 26, geändert durch die Richtlinie 
2003/35/EG, ABl. Nr. L 156 vom 25.06.2003 S. 
17, die Richtlinie 2003/87/EG, ABl. Nr. L 275 
vom 25.10.2003 S. 32 und die Verordnung (EG) 
Nr. 1882/2003, ABl. Nr. L 284 vom 
31.10.2003 S. 1, 

  1. Richtlinie 96/61/EG über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung, ABl. Nr. L 257 vom 
10.10.1996 S. 26, geändert durch die Richtlinie 
2003/35/EG, ABl. Nr. L 156 vom 25.06.2003 S. 
17, die Richtlinie 2003/87/EG, ABl. Nr. L 275 
vom 25.10.2003 S. 32 und die Verordnung (EG) 
Nr. 1882/2003, ABl. Nr. L 284 vom 
31.10.2003 S. 1, 

 2. Richtlinie 96/82/EG zur Beherrschung der 
Gefahren bei schweren Unfällen mit 
gefährlichen Stoffen, ABl. Nr. L 10 vom 
14.01.1997 S. 13, zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 2003/105/EG, ABl. Nr. L 345 vom 
31.12.2003 S. 97. 

  2. Richtlinie 96/82/EG zur Beherrschung der 
Gefahren bei schweren Unfällen mit 
gefährlichen Stoffen, ABl. Nr. L 10 vom 
14.01.1997 S. 13, zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 2003/105/EG, ABl. Nr. L 345 vom 
31.12.2003 S. 97. 

(24) § 2 Abs. 16, § 355, § 376 Z 48 und die Anlagen 
3 und 5 zu diesem Bundesgesetz, in der Fassung des 
Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 15/2006, treten mit dem der 
Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 15/2006 
folgenden Tag in Kraft. 

 (2429) § 2 Abs. 16, § 355, § 376 Z 48 und die 
Anlagen 3 und 5 zu diesem Bundesgesetz, in der 
Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 15/2006, treten 
mit dem der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 15/2006 folgenden Tag in Kraft. 

(25) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 15/2006 
werden folgende Richtlinien der Europäischen 
Gemeinschaft für Betriebsanlagen umgesetzt: 

 (2530) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 15/2006 werden folgende Richtlinien der 
Europäischen Gemeinschaft für Betriebsanlagen 
umgesetzt: 

 1. Richtlinie 96/61/EG über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung, ABl. Nr. L 257 vom 
10.10.1996 S. 26, geändert durch die Richtlinie 
2003/35/EG, ABl. Nr. L 156 vom 25.06.2003 S. 
17, die Richtlinie 2003/87/EG, ABl. Nr. L 275 
vom 25.10.2003 S. 32 und die Verordnung (EG) 
Nr. 1882/2003, ABl. Nr. L 284 vom 
31.10.2003 S. 1, 

  1. Richtlinie 96/61/EG über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung, ABl. Nr. L 257 vom 
10.10.1996 S. 26, geändert durch die Richtlinie 
2003/35/EG, ABl. Nr. L 156 vom 25.06.2003 S. 
17, die Richtlinie 2003/87/EG, ABl. Nr. L 275 
vom 25.10.2003 S. 32 und die Verordnung (EG) 
Nr. 1882/2003, ABl. Nr. L 284 vom 
31.10.2003 S. 1, 

 2. Richtlinie 96/82/EG zur Beherrschung der 
Gefahren bei schweren Unfällen mit 

  2. Richtlinie 96/82/EG zur Beherrschung der 
Gefahren bei schweren Unfällen mit 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

 
3

/A
 X

X
V

III. G
P

 - In
itiativ

an
trag

 - T
ex

tg
eg

en
ü

b
erstellu

n
g
 (A

rb
eitsd

o
k
u

m
en

t P
arlD

io
n
) 

 2
3
 v

o
n

 4
1
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
gefährlichen Stoffen, ABl. Nr. L 10 vom 
14.01.1997 S. 13, zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 2003/105/EG, ABl. Nr. L 345 vom 
31.12.2003 S. 97. 

gefährlichen Stoffen, ABl. Nr. L 10 vom 
14.01.1997 S. 13, zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 2003/105/EG, ABl. Nr. L 345 vom 
31.12.2003 S. 97. 

(26) § 77 Abs. 3, § 79 Abs. 4, § 81b Abs. 1, die 
Überschrift 8b im I. Hauptstück, § 84i Abs. 1 und Abs. 3 
und die Anlage 3 zu diesem Bundesgesetz, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 84/2006, treten 
mit dem der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 84/2006 folgenden Monatsersten in Kraft. 

 (2631) § 77 Abs. 3, § 79 Abs. 4, § 81b Abs. 1, die 
Überschrift 8b im I. Hauptstück, § 84i Abs. 1 und Abs. 3 
und die Anlage 3 zu diesem Bundesgesetz, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 84/2006, treten 
mit dem der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 84/2006 folgenden Monatsersten in Kraft. 

(27) § 84i Abs. 2, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 84/2006, tritt mit 1. Jänner 
2011 in Kraft. 

 (2732) § 84i Abs. 2, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 84/2006, tritt mit 1. Jänner 
2011 in Kraft. 

(28) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 84/2006 
wird die Richtlinie 2002/49/EG über die Bewertung und 
Bekämpfung von Umgebungslärm, ABl. Nr. L 189 vom 
18.07.2002 S. 12, umgesetzt. 

 (2833) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 84/2006 wird die Richtlinie 2002/49/EG über die 
Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm, ABl. 
Nr. L 189 vom 18.07.2002 S. 12, umgesetzt. 

(29) Die §§ 2 Abs. 1 Z 14, 136a und 138 Abs. 4 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 
treten mit 1. November 2007 in Kraft. 

 (2934) Die §§ 2 Abs. 1 Z 14, 136a und 138 Abs. 4 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 60/2007 
treten mit 1. November 2007 in Kraft. 

(Anm. aus dem RIS: Abs. 30 wurde nicht vergeben)   

(31) § 9 Abs. 1, § 9 Abs. 3, § 9 Abs. 4, § 9 Abs. 5 
zweiter Satz, § 9 Abs. 6, § 11 Abs. 2, § 12, § 14 Abs. 2, 
§ 27, § 63, § 64, § 85 Z 2, § 85 Z 4, § 85 Z 5, § 137a, 
§ 91 Abs. 2, § 95 Abs. 1, § 97 Abs. 2 Z 2, § 121 Abs. 1 
erster Satz, § 121 Abs. 1 Z 3, § 121 Abs. 4, § 135 Abs. 3 
Z 2, § 137a Abs. 1, § 141 Abs. 1 Z 2, § 339 Abs. 3 Z 3, 
§ 345 Abs. 1 und § 376 Z 5a, Z 9a und 9b in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/2006 treten mit 
1. Jänner 2007 in Kraft. § 10 und § 85 Z 2 treten mit 
Ablauf des 31. Dezember 2006 außer Kraft. 

 (3135) § 9 Abs. 1, § 9 Abs. 3, § 9 Abs. 4, § 9 Abs. 5 
zweiter Satz, § 9 Abs. 6, § 11 Abs. 2, § 12, § 14 Abs. 2, 
§ 27, § 63, § 64, § 85 Z 2, § 85 Z 4, § 85 Z 5, § 137a, 
§ 91 Abs. 2, § 95 Abs. 1, § 97 Abs. 2 Z 2, § 121 Abs. 1 
erster Satz, § 121 Abs. 1 Z 3, § 121 Abs. 4, § 135 Abs. 3 
Z 2, § 137a Abs. 1, § 141 Abs. 1 Z 2, § 339 Abs. 3 Z 3, 
§ 345 Abs. 1 und § 376 Z 5a, Z 9a und 9b in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/2006 treten mit 
1. Jänner 2007 in Kraft. § 10 und § 85 Z 2 treten mit 
Ablauf des 31. Dezember 2006 außer Kraft. 

(32) § 159 und § 160 treten mit 1. Juli 2007 in 
Kraft. 

 (3236) § 159 und § 160 treten mit 1. Juli 2007 in 
Kraft. 

(33) § 2 Abs. 1 Z 15 und 25 und Abs. 9, § 11 
Abs. 4, § 13 Abs. 1, 3, 5 und 7, § 14 Abs. 2 und 3, § 18 

 (3337) § 2 Abs. 1 Z 15 und 25 und Abs. 9, § 11 
Abs. 4, § 13 Abs. 1, 3, 5 und 7, § 14 Abs. 2 und 3, § 18 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

2
4
 v

o
n

 4
1
3

/A
 X

X
V

III. G
P

 - In
itiativ

an
trag

 - T
ex

tg
eg

en
ü

b
erstellu

n
g
 (A

rb
eitsd

o
k
u

m
en

t P
arlD

io
n

) 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Abs. 5 und 6, § 20 Abs. 3, § 21 Abs. 1, § 22 Abs. 3, § 23 
Abs. 5, § 37 Abs. 2 und 3, § 39 Abs. 4, § 42 Abs. 1, § 43 
Abs. 1, § 44, § 46 Abs. 2 und 4, § 47 Abs. 3, § 53 Abs. 1 
Z 2, § 57, § 58 erster Satz, § 63 Abs. 1 zweiter Satz und 
Abs. 4, § 81 Abs. 3, § 86 Abs. 1, § 87 Abs. 1 Z 4a, 
Abs. 2 und Abs. 7, § 93 Abs. 2 und 3, § 94 Z 20, 27, 33, 
50 und 59, § 103 Z 2, § 106 Abs. 1 Z 2, 3 und 4, § 109 
Abs. 2, § 111 Abs. 2 Z 5, § 112 Abs. 2a bis 2c, § 114 
samt Überschrift, § 115 samt Überschrift, § 117 Abs. 7 
bis 10, § 129 Abs. 6, § 137 Abs. 2a, § 137b Abs. 4, 
§ 137c Abs. 3, § 137d Abs. 1, § 137f Abs. 1 bis 5, § 148, 
§ 150 Abs. 9 und 15, § 151 Abs. 9, § 154 Überschrift 
und Abs. 7, § 156 samt Überschrift, § 286 Abs. 6, § 289 
Abs. 1, § 336 Abs. 1, § 340 Abs. 1, § 345 samt 
Überschrift, § 350 Abs. 1, § 351 Abs. 2 und 4, § 352 
Abs. 6 und 13, § 359b Abs. 5, § 363 Abs. 4, § 365a 
Abs. 1 Z 12, § 365a Abs. 5 Z 3, § 365b Abs. 1 Z 9, 
§ 365z1, § 366 Abs. 1 Z 4, 8 und 9, § 367 Z 2a, 16, 20a 
und 35, § 367a, § 368, § 369, § 370 Abs.1, 1a und 1b, 
§ 376 Z 9b und 16a, § 379 und § 381 Abs. 1 Einleitung 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 42/2008 
treten am Tag nach der Veröffentlichung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 

Abs. 5 und 6, § 20 Abs. 3, § 21 Abs. 1, § 22 Abs. 3, § 23 
Abs. 5, § 37 Abs. 2 und 3, § 39 Abs. 4, § 42 Abs. 1, § 43 
Abs. 1, § 44, § 46 Abs. 2 und 4, § 47 Abs. 3, § 53 Abs. 1 
Z 2, § 57, § 58 erster Satz, § 63 Abs. 1 zweiter Satz und 
Abs. 4, § 81 Abs. 3, § 86 Abs. 1, § 87 Abs. 1 Z 4a, 
Abs. 2 und Abs. 7, § 93 Abs. 2 und 3, § 94 Z 20, 27, 33, 
50 und 59, § 103 Z 2, § 106 Abs. 1 Z 2, 3 und 4, § 109 
Abs. 2, § 111 Abs. 2 Z 5, § 112 Abs. 2a bis 2c, § 114 
samt Überschrift, § 115 samt Überschrift, § 117 Abs. 7 
bis 10, § 129 Abs. 6, § 137 Abs. 2a, § 137b Abs. 4, 
§ 137c Abs. 3, § 137d Abs. 1, § 137f Abs. 1 bis 5, § 148, 
§ 150 Abs. 9 und 15, § 151 Abs. 9, § 154 Überschrift 
und Abs. 7, § 156 samt Überschrift, § 286 Abs. 6, § 289 
Abs. 1, § 336 Abs. 1, § 340 Abs. 1, § 345 samt 
Überschrift, § 350 Abs. 1, § 351 Abs. 2 und 4, § 352 
Abs. 6 und 13, § 359b Abs. 5, § 363 Abs. 4, § 365a 
Abs. 1 Z 12, § 365a Abs. 5 Z 3, § 365b Abs. 1 Z 9, 
§ 365z1, § 366 Abs. 1 Z 4, 8 und 9, § 367 Z 2a, 16, 20a 
und 35, § 367a, § 368, § 369, § 370 Abs.1, 1a und 1b, 
§ 376 Z 9b und 16a, § 379 und § 381 Abs. 1 Einleitung 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 42/2008 
treten am Tag nach der Veröffentlichung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(34) Das IV. Hauptstück, Unterabschnitt r) 
Maßnahmen zur Verhinderung der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung (§§ 365u bis 365z) in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 42/2008, § 366 
Abs. 1 Z 9 und § 367 Z 38 treten am Tag nach der 
Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

 (3438) Das IV. Hauptstück, Unterabschnitt r) 
Maßnahmen zur Verhinderung der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung (§§ 365u bis 365z) in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 42/2008, § 366 
Abs. 1 Z 9 und § 367 Z 38 treten am Tag nach der 
Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(35) Das VI. Hauptstück EWR-
Anpassungsbestimmungen (§§ 373a bis 373h) in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 42/2008 tritt 
am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt 
in Kraft. 

 (3539) Das VI. Hauptstück EWR-
Anpassungsbestimmungen (§§ 373a bis 373h) in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 42/2008 tritt 
am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt 
in Kraft. 

(36) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 42/2008 
werden folgende Richtlinien der Europäischen 
Gemeinschaft umgesetzt: 

 (3640) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 42/2008 werden folgende Richtlinien der 
Europäischen Gemeinschaft umgesetzt: 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 1. Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen, ABl. der 
Europäischen Gemeinschaften vom 
30. September 2005, L 255/22 

  1. Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen, ABl. der 
Europäischen Gemeinschaften vom 
30. September 2005, L 255/22 

 2. Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Verhinderung der 
Nutzung des Finanzsystems zum Zweck der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, 
ABl. vom 25. November 2005, L 309/15 

  2. Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Verhinderung der 
Nutzung des Finanzsystems zum Zweck der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, 
ABl. vom 25. November 2005, L 309/15 

 3. Richtlinie 2006/70/EG der Kommission vom 
1. August 2006 mit 
Durchführungsbestimmungen für die Richtlinie 
2005/60/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates hinsichtlich der Begriffsbestimmung 
von „politisch exponierte Personen“ und der 
Festlegung der technischen Kriterien für 
vereinfachte Sorgfaltspflichten sowie für die 
Befreiung in Fällen, in denen nur gelegentlich 
oder in sehr eingeschränktem Umfang 
Finanzgeschäfte getätigt werden, ABl. vom 
1. August 2006, L 214/29 

  3. Richtlinie 2006/70/EG der Kommission vom 
1. August 2006 mit 
Durchführungsbestimmungen für die Richtlinie 
2005/60/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates hinsichtlich der Begriffsbestimmung 
von „politisch exponierte Personen“ und der 
Festlegung der technischen Kriterien für 
vereinfachte Sorgfaltspflichten sowie für die 
Befreiung in Fällen, in denen nur gelegentlich 
oder in sehr eingeschränktem Umfang 
Finanzgeschäfte getätigt werden, ABl. vom 
1. August 2006, L 214/29 

(37) § 365s Abs. 2a in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 8/2008 tritt mit 1. Jänner 
2008 in Kraft. 

 (3741) § 365s Abs. 2a in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 8/2008 tritt mit 1. Jänner 
2008 in Kraft. 

(37) § 117 Abs. 2, §§ 158 und 367 Z 44 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2008 treten 
mit 1. Jänner 2009 in Kraft. 

 (3742) § 117 Abs. 2, §§ 158 und 367 Z 44 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2008 treten 
mit 1. Jänner 2009 in Kraft. 

(38) § 2 Abs. 1 Z 21 und Abs. 16, § 94 Z 18, die 
Überschrift zu § 107, § 107 Abs. 1 sowie § 376 Z 49 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 121/2009 
treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft. § 107 Abs. 4 tritt mit 
Ablauf des 31. Dezember 2009 außer Kraft. 

 (3843) § 2 Abs. 1 Z 21 und Abs. 16, § 94 Z 18, die 
Überschrift zu § 107, § 107 Abs. 1 sowie § 376 Z 49 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 121/2009 
treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft. § 107 Abs. 4 tritt mit 
Ablauf des 31. Dezember 2009 außer Kraft. 

(39) § 87 Abs. 2 in der Fassung des 
Insolvenzrechtsänderungsgesetzes 2010, BGBl. I 
Nr. 29/2010, tritt mit 1. Juli 2010 in Kraft. 

 (3944) § 87 Abs. 2 in der Fassung des 
Insolvenzrechtsänderungsgesetzes 2010, BGBl. I 
Nr. 29/2010, tritt mit 1. Juli 2010 in Kraft. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

(40) § 41 Abs. 1 Z 2, § 43, § 65, § 74 Abs. 2 Z 1 
und § 351 Abs. 8 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 135/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft. 

 (4045) § 41 Abs. 1 Z 2, § 43, § 65, § 74 Abs. 2 Z 1 
und § 351 Abs. 8 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 135/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft. 

(41) § 136a Abs. 1 Z 2 lit. b und § 136a Abs. 1a in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 28/2010 
treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag, 
frühestens jedoch mit 11. Juni 2010, in Kraft. Mit dem 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 28/2010 
treten außer Kraft: 

 (4146) § 136a Abs. 1 Z 2 lit. b und § 136a Abs. 1a 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 28/2010 
treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag, 
frühestens jedoch mit 11. Juni 2010, in Kraft. Mit dem 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 28/2010 
treten außer Kraft: 

 1. § 73 Abs. 4 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. 
Nr. 194/1994 in der Fassung BGBl. I 
Nr. 8/2010, 

  1. § 73 Abs. 4 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. 
Nr. 194/1994 in der Fassung BGBl. I 
Nr. 8/2010, 

 2. die Verordnung des Bundesministers für 
wirtschaftliche Angelegenheiten über 
Verbraucherkreditverträge 
(Verbraucherkreditverordnung), BGBl. II 
Nr. 260/1999. 

  2. die Verordnung des Bundesministers für 
wirtschaftliche Angelegenheiten über 
Verbraucherkreditverträge 
(Verbraucherkreditverordnung), BGBl. II 
Nr. 260/1999. 

Für Vertragsabschlüsse vor Inkrafttreten des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 28/2010 bleiben die in Z 1 
und Z 2 genannten Bestimmungen jedoch weiterhin 
gültig. 

 Für Vertragsabschlüsse vor Inkrafttreten des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 28/2010 bleiben die in Z 1 
und Z 2 genannten Bestimmungen jedoch weiterhin 
gültig. 

(42) § 76a, § 77 Abs. 3, § 79 Abs. 4, § 84j, § 94 
Z 43, § 106 Abs. 5, § 113 Abs. 4 bis 6, § 116 Abs. 6, 
§ 120 Abs. 1 zweiter Satz, § 121 Abs. 1 Z 2 und 3, § 130 
Abs. 9, § 144 Abs. 4, § 146 Abs. 1, § 147 Abs. 2 und 3, 
§ 150 Abs. 12, 13, 15 und 19, § 336 Abs. 1, § 336 Abs. 3 
und Abs. 4, § 337 Abs. 1, § 351 Abs. 2, § 366 Abs. 1 
Z 3a, § 367 Z 24a, § 367 Z 57a, § 373a Abs. 5 Z 2 und 
§ 376 Z 50 und Z 51, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 66/2010, treten am Tag nach der 
Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt in Kraft; 
gleichzeitig tritt § 112 Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 39/2010 außer Kraft. 

 (4247) § 76a, § 77 Abs. 3, § 79 Abs. 4, § 84j, § 94 
Z 43, § 106 Abs. 5, § 113 Abs. 4 bis 6, § 116 Abs. 6, 
§ 120 Abs. 1 zweiter Satz, § 121 Abs. 1 Z 2 und 3, § 130 
Abs. 9, § 144 Abs. 4, § 146 Abs. 1, § 147 Abs. 2 und 3, 
§ 150 Abs. 12, 13, 15 und 19, § 336 Abs. 1, § 336 Abs. 3 
und Abs. 4, § 337 Abs. 1, § 351 Abs. 2, § 366 Abs. 1 
Z 3a, § 367 Z 24a, § 367 Z 57a, § 373a Abs. 5 Z 2 und 
§ 376 Z 50 und Z 51, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 66/2010, treten am Tag nach der 
Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt in Kraft; 
gleichzeitig tritt § 112 Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 39/2010 außer Kraft. 

(43) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 66/2010 
wird die Richtlinie 92/57/EWG über die auf zeitlich 
begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen 

 (4348) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 66/2010 wird die Richtlinie 92/57/EWG über die auf 
zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
anzuwendenden Mindestvorschriften für die Sicherheit 
und den Gesundheitsschutz, ABl. L 245 vom 
26.08.1992 S. 6, zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2009/104/EG, ABl. L 260 vom 03.10.2009 S. 5, 
umgesetzt. 

anzuwendenden Mindestvorschriften für die Sicherheit 
und den Gesundheitsschutz, ABl. L 245 vom 
26.08.1992 S. 6, zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2009/104/EG, ABl. L 260 vom 03.10.2009 S. 5, 
umgesetzt. 

(44) § 13 Abs. 3 Z 1, § 13 Abs. 4, § 26 Abs. 3, § 41 
Abs. 1 Z 4, § 41 Abs. 5 erster Satz, § 42 Abs. 2 Z 5, § 44, 
§ 65, § 86 Abs. 3, § 87 Abs. 7, § 376 Z 34c Abs. 2, § 376 
Z 34c Abs. 5 und § 376 Z 34c Abs. 6 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2010 treten mit Ablauf 
des Tages der Kundmachung dieses Bundesgesetzes, 
frühestens jedoch mit 1. August 2010 in Kraft. 

 (4449) § 13 Abs. 3 Z 1, § 13 Abs. 4, § 26 Abs. 3, 
§ 41 Abs. 1 Z 4, § 41 Abs. 5 erster Satz, § 42 Abs. 2 Z 5, 
§ 44, § 65, § 86 Abs. 3, § 87 Abs. 7, § 376 Z 34c Abs. 2, 
§ 376 Z 34c Abs. 5 und § 376 Z 34c Abs. 6 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2010 treten 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung dieses 
Bundesgesetzes, frühestens jedoch mit 1. August 2010 in 
Kraft. 

(45) § 2 Abs. 1 Z 14, § 365n Z 6 und § 365r Abs. 2 
Z 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 107/2010 treten mit 30. April 2011 in Kraft. 

 (4550) § 2 Abs. 1 Z 14, § 365n Z 6 und § 365r 
Abs. 2 Z 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 107/2010 treten mit 30. April 2011 in Kraft. 

(46) § 361 Abs. 2, § 365a Abs. 1 erster Satz, § 365a 
Abs. 1 Z 6 bis 9, § 365a Abs. 5 Z 3 lit. b, § 365b Abs. 1 
Z 3, § 365b Abs. 1 Z 5 und § 376 Z 52 und Z 53 in der 
Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I 
Nr. 111/2010, treten mit dem der Kundmachung des 
genannten Bundesgesetzes folgenden Monatsersten in 
Kraft; gleichzeitig treten § 17 Abs. 1 letzter Satz, § 37, 
§ 77 Abs. 5 bis 9 und § 367 Z 3, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 66/2010, außer Kraft. 

 (4651) § 361 Abs. 2, § 365a Abs. 1 erster Satz, 
§ 365a Abs. 1 Z 6 bis 9, § 365a Abs. 5 Z 3 lit. b, § 365b 
Abs. 1 Z 3, § 365b Abs. 1 Z 5 und § 376 Z 52 und Z 53 
in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I 
Nr. 111/2010, treten mit dem der Kundmachung des 
genannten Bundesgesetzes folgenden Monatsersten in 
Kraft; gleichzeitig treten § 17 Abs. 1 letzter Satz, § 37, 
§ 77 Abs. 5 bis 9 und § 367 Z 3, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 66/2010, außer Kraft. 

(47) § 2 Abs. 1 Z 14, § 87 Abs. 1 Z 4b und 4c, § 94 
Z 77, § 136a Abs. 3 bis 13, § 136b bis 136d samt 
Überschrift, § 337 Abs. 2, § 365a Abs. 1 Z 12, § 365b 
Abs. 1 Z 9 und § 376 Z 1 und 2 treten mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag, frühestens jedoch mit 
1. September 2012, in Kraft. § 138 Abs. 4 tritt mit dem 
der Kundmachung folgenden Tag, frühestens jedoch mit 
1. September 2012, außer Kraft. 

 (4752) § 2 Abs. 1 Z 14, § 87 Abs. 1 Z 4b und 4c, 
§ 94 Z 77, § 136a Abs. 3 bis 13, § 136b bis 136d samt 
Überschrift, § 337 Abs. 2, § 365a Abs. 1 Z 12, § 365b 
Abs. 1 Z 9 und § 376 Z 1 und 2 treten mit dem der 
Kundmachung folgenden Tag, frühestens jedoch mit 
1. September 2012, in Kraft. § 138 Abs. 4 tritt mit dem 
der Kundmachung folgenden Tag, frühestens jedoch mit 
1. September 2012, außer Kraft. 

(48) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 144/2011 
wird die Richtlinie 2009/31/EG über die geologische 
Speicherung von Kohlendioxid, ABl. L 140 vom 

 (4853) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 144/2011 wird die Richtlinie 2009/31/EG über die 
geologische Speicherung von Kohlendioxid, ABl. L 140 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
05.06.09 S. 114-135, umgesetzt. vom 05.06.09 S. 114-135, umgesetzt. 

(49) Anlage 3 Z 6.8 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 144/2011 tritt mit Ablauf 
des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft. 

 (4954) Anlage 3 Z 6.8 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 144/2011 tritt mit Ablauf 
des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft. 

(50) § 148a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 32/2012 tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

 (5055) § 148a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 32/2012 tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(51) § 338 Abs. 6 in der Fassung des 
2. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 35/2012, tritt mit 
1. Juli 2012 in Kraft. 

 (5156) § 338 Abs. 6 in der Fassung des 
2. Stabilitätsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. 35/2012, tritt mit 
1. Juli 2012 in Kraft. 

(52) § 106 Abs. 5, § 107 Abs. 5, § 113 Abs. 3, 4 und 
5, § 116 Abs. 6, § 130 Abs. 9, § 132 Abs. 1, § 141 Abs. 1 
Z 3, § 144 Abs. 4, § 146 Abs. 1, § 147 Abs. 2 und 3, 
§ 336a Abs. 1 und § 365f Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2012 treten mit 
1. September 2012 in Kraft. 

 (5257) § 106 Abs. 5, § 107 Abs. 5, § 113 Abs. 3, 4 
und 5, § 116 Abs. 6, § 130 Abs. 9, § 132 Abs. 1, § 141 
Abs. 1 Z 3, § 144 Abs. 4, § 146 Abs. 1, § 147 Abs. 2 und 
3, § 336a Abs. 1 und § 365f Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2012 treten mit 
1. September 2012 in Kraft. 

(53) § 2 Abs. 1 Z 20, § 3 Abs. 3, § 7 Abs. 5, § 14 
Abs. 3 und Abs. 5, § 19, § 21 Abs. 5 erster Satz, § 39 
Abs. 1, § 39 Abs. 2a, § 50 Abs. 2, § 51 Abs. 3, § 57 
Abs. 5, Abs. 7 und Abs. 7a, § 85 Z 2, § 87 Abs. 1 Z 2, 
Z 4b und Abs. 1 letzter Satz, § 91 Abs. 2, § 93 Abs. 4, 
§ 94 Z 24, Z 67 und Z 82, § 99 Abs. 2, Abs. 5, Abs. 6 
Z 1 und Abs. 7 bis 10, § 128 Abs. 2 Z 1, § 133 Abs. 5, 
§ 134 Abs. 3, § 149 Abs. 1 bis 6, Abs. 8 und die 
Überschrift, § 150 Abs. 5, § 349 Abs. 6, § 352 Abs. 11, 
§ 352a Abs. 2, § 356a Abs. 1, § 360 Abs. 1a, § 361 
Abs. 2, § 363 Abs. 2 und 3, § 366 Abs. 1 Z 9, § 367 
Z 20b, § 367 Z 34, § 373a Abs. 1, Abs. 4 und Abs. 5, 
§ 376 Z 13 und Z 15 Abs. 4 und § 379 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 treten ein Monat 
nach der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft; gleichzeitig treten § 18 Abs. 6 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2012 sowie § 11 Abs. 1 
bis 3 der Verordnung des Bundesministers für 
Wirtschaft, Familie und Jugend über die Umsetzung des 

 (5358) § 2 Abs. 1 Z 20, § 3 Abs. 3, § 7 Abs. 5, § 14 
Abs. 3 und Abs. 5, § 19, § 21 Abs. 5 erster Satz, § 39 
Abs. 1, § 39 Abs. 2a, § 50 Abs. 2, § 51 Abs. 3, § 57 
Abs. 5, Abs. 7 und Abs. 7a, § 85 Z 2, § 87 Abs. 1 Z 2, 
Z 4b und Abs. 1 letzter Satz, § 91 Abs. 2, § 93 Abs. 4, 
§ 94 Z 24, Z 67 und Z 82, § 99 Abs. 2, Abs. 5, Abs. 6 
Z 1 und Abs. 7 bis 10, § 128 Abs. 2 Z 1, § 133 Abs. 5, 
§ 134 Abs. 3, § 149 Abs. 1 bis 6, Abs. 8 und die 
Überschrift, § 150 Abs. 5, § 349 Abs. 6, § 352 Abs. 11, 
§ 352a Abs. 2, § 356a Abs. 1, § 360 Abs. 1a, § 361 
Abs. 2, § 363 Abs. 2 und 3, § 366 Abs. 1 Z 9, § 367 
Z 20b, § 367 Z 34, § 373a Abs. 1, Abs. 4 und Abs. 5, 
§ 376 Z 13 und Z 15 Abs. 4 und § 379 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 treten ein 
Monat nach der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt 
in Kraft; gleichzeitig treten § 18 Abs. 6 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2012 sowie § 11 
Abs. 1 bis 3 der Verordnung des Bundesministers für 
Wirtschaft, Familie und Jugend über die Umsetzung des 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Art. 7 der Richtlinie des Rates vom 13. Juni 1990 über 
Pauschalreisen (90/314/EWG) im österreichischen Recht 
(Reisebürosicherungsverordnung – RSV), BGBl. II 
Nr. 316/1999 in der Fassung BGBl. II Nr. 402/2006, 
außer Kraft. 

Art. 7 der Richtlinie des Rates vom 13. Juni 1990 über 
Pauschalreisen (90/314/EWG) im österreichischen Recht 
(Reisebürosicherungsverordnung – RSV), BGBl. II 
Nr. 316/1999 in der Fassung BGBl. II Nr. 402/2006, 
außer Kraft. 

(54) § 373c Abs. 1, § 373d Abs. 1 und § 373e 
Abs. 1 und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 85/2012 treten drei Monate nach der 
Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

 (5459) § 373c Abs. 1, § 373d Abs. 1 und § 373e 
Abs. 1 und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 85/2012 treten drei Monate nach der 
Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(55) § 356 Abs. 1 und § 359b Abs. 1 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 treten sechs 
Monate nach der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt 
in Kraft. 

 (5560) § 356 Abs. 1 und § 359b Abs. 1 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 treten 
sechs Monate nach der Veröffentlichung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(56) § 108 Abs. 6 letzter Satz und § 373b in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 treten 
am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt 
in Kraft; gleichzeitig tritt § 108 Abs. 2 außer Kraft. 

 (5661) § 108 Abs. 6 letzter Satz und § 373b in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 treten 
am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt 
in Kraft; gleichzeitig tritt § 108 Abs. 2 außer Kraft. 

(57) § 2 Abs. 1 Z 13, § 79c, § 79d, § 81 Abs. 2 Z 1, 
Z 7 und Z 11, § 81 Abs. 3, § 87 Abs. 1 Z 4d, § 92, § 93 
Abs. 5, § 111 Abs. 2 Einleitungssatz, § 111 Abs. 4 Z 4, 
§ 117 Abs. 7, § 345 Abs. 6, § 356 Abs. 3 und 4, § 359 
Abs. 5, § 360 Abs. 1, § 376 Z 2, § 376 Z 14b, § 376 
Z 16a und § 376 Z 54 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 85/2013, treten mit Ablauf des Tages ihrer 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft; 
gleichzeitig treten § 78 Abs. 2 und § 348 Abs. 3 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 außer 
Kraft. 

 (5762) § 2 Abs. 1 Z 13, § 79c, § 79d, § 81 Abs. 2 
Z 1, Z 7 und Z 11, § 81 Abs. 3, § 87 Abs. 1 Z 4d, § 92, 
§ 93 Abs. 5, § 111 Abs. 2 Einleitungssatz, § 111 Abs. 4 
Z 4, § 117 Abs. 7, § 345 Abs. 6, § 356 Abs. 3 und 4, 
§ 359 Abs. 5, § 360 Abs. 1, § 376 Z 2, § 376 Z 14b, 
§ 376 Z 16a und § 376 Z 54 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2013, treten mit Ablauf 
des Tages ihrer Kundmachung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft; gleichzeitig treten § 78 Abs. 2 und § 348 Abs. 3 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 
außer Kraft. 

(58) § 99 Abs. 7 bis 9, § 99 Abs. 10 hinsichtlich der 
Wortfolge „Haftpflichtversicherung gemäß Abs. 7“ und 
§ 376 Z 13 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 85/2013 treten mit Ablauf des Tages ihrer 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt, jedoch frühestens 
mit 1. August 2013, in Kraft. 

 (5863) § 99 Abs. 7 bis 9, § 99 Abs. 10 hinsichtlich 
der Wortfolge „Haftpflichtversicherung gemäß Abs. 7“ 
und § 376 Z 13 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 85/2013 treten mit Ablauf des Tages ihrer 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt, jedoch frühestens 
mit 1. August 2013, in Kraft. 

(59) § 78 Abs. 1, § 88 Abs. 2, § 99 Abs. 10 
hinsichtlich des Wortes „Beschwerden“, § 117 Abs. 10, 

 (5964) § 78 Abs. 1, § 88 Abs. 2, § 99 Abs. 10 
hinsichtlich des Wortes „Beschwerden“, § 117 Abs. 10, 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
§ 125 Abs. 5, § 135 Abs. 6, § 136a Abs. 5 und Abs. 10, 
§ 136b Abs. 3, § 137c Abs. 5, § 335, § 347 Abs. 3, § 348 
Abs. 2, § 349 Abs. 4 und 6, § 352 Abs. 3, § 356b Abs. 1, 
§ 359 Abs. 4, § 359c, § 361 Abs. 3, § 363 Abs. 2 und 
Abs. 3, § 365v Abs. 3 und § 371a in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2013 treten mit 
1. Jänner 2014 in Kraft; gleichzeitig tritt § 359a in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 außer 
Kraft. 

§ 125 Abs. 5, § 135 Abs. 6, § 136a Abs. 5 und Abs. 10, 
§ 136b Abs. 3, § 137c Abs. 5, § 335, § 347 Abs. 3, § 348 
Abs. 2, § 349 Abs. 4 und 6, § 352 Abs. 3, § 356b Abs. 1, 
§ 359 Abs. 4, § 359c, § 361 Abs. 3, § 363 Abs. 2 und 
Abs. 3, § 365v Abs. 3 und § 371a in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2013 treten mit 
1. Jänner 2014 in Kraft; gleichzeitig tritt § 359a in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2012 außer 
Kraft. 

(60) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 125/2013 
werden 

 (6065) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 125/2013 werden 

 1. die Richtlinie 2010/75/EU über 
Industrieemissionen (integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung), 
ABl. Nr. L 334 vom 17.12.2010 S. 17, in der 
Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 158 vom 
19.06.2012 S. 25 und 

  1. die Richtlinie 2010/75/EU über 
Industrieemissionen (integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung), 
ABl. Nr. L 334 vom 17.12.2010 S. 17, in der 
Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 158 vom 
19.06.2012 S. 25 und 

 2. die Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der 
Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden 
Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG, ABl. 
Nr. L 197 vom 24.07.2012 S. 1, 

  2. die Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der 
Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden 
Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG, ABl. 
Nr. L 197 vom 24.07.2012 S. 1, 

umgesetzt.  umgesetzt. 

(61) § 71a Abs. 1, § 71b, § 71c, § 77a, § 77b, § 79c, 
§ 81 Abs. 4, § 81a, § 81b, § 81c, § 81d, § 82 Abs. 1 und 
Abs. 5, § 82a, § 83a, § 84h, § 353a, § 356a Abs. 1, 
§ 356b Abs. 1 und Abs. 7, § 356d, § 359b Abs. 1, § 367 
Z 24b, Z 24c und Z 25a,§ 376 Z 55, Z 56, Z 57 und Z 58 
sowie die Anlagen 3, 4 und 6 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 125/2013 treten mit Ablauf 
des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft; gleichzeitig tritt § 376 Z 48 Abs. 6 außer Kraft. 

 (6166) § 71a Abs. 1, § 71b, § 71c, § 77a, § 77b, 
§ 79c, § 81 Abs. 4, § 81a, § 81b, § 81c, § 81d, § 82 
Abs. 1 und Abs. 5, § 82a, § 83a, § 84h, § 353a, § 356a 
Abs. 1, § 356b Abs. 1 und Abs. 7, § 356d, § 359b Abs. 1, 
§ 367 Z 24b, Z 24c und Z 25a,§ 376 Z 55, Z 56, Z 57 
und Z 58 sowie die Anlagen 3, 4 und 6 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 125/2013 treten mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft; gleichzeitig tritt § 376 Z 48 
Abs. 6 außer Kraft. 

(62) § 82b in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 125/2013 tritt mit 1. Jänner 2015 in Kraft. 

 (6267) § 82b in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 125/2013 tritt mit 1. Jänner 2015 in Kraft. 

(63) § 87 Abs. 1, § 111 Abs. 5, § 112 Abs. 2c und  (6368) § 87 Abs. 1, § 111 Abs. 5, § 112 Abs. 2c und 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Abs. 3 sowie § 113 Abs. 8 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 125/2013 treten mit Ablauf 
des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt, 
frühestens jedoch mit 1. August 2013, in Kraft. 

Abs. 3 sowie § 113 Abs. 8 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 125/2013 treten mit Ablauf 
des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt, 
frühestens jedoch mit 1. August 2013, in Kraft. 

(64) Anlage 5 Teil 1 tritt mit 15. Februar 2014 in 
Kraft. 

 (6469) Anlage 5 Teil 1 tritt mit 15. Februar 2014 in 
Kraft. 

(65) § 137g Abs. 2 und § 338 Abs. 8 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 34/2015 treten mit 
1. Jänner 2016 in Kraft. 

 (6570) § 137g Abs. 2 und § 338 Abs. 8 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 34/2015 treten 
mit 1. Jänner 2016 in Kraft. 

(66) § 53 Abs. 3, § 63 Abs. 4, § 87 Abs. 7 und 8, 
§ 93 Abs. 2 bis 5, § 99 Abs. 9 und 10, § 117 Abs. 9 und 
Abs. 10, § 127 Abs. 3, § 136a Abs. 4 bis 6 und Abs. 9 
und 10, § 136b Abs. 2 und 3, § 136c, § 137b Abs. 7, 
§ 137c Abs. 3 bis 5, § 137d Abs. 1, § 137f Abs. 1, § 138 
Abs. 6, § 288 Abs. 3, § 339 Abs. 4 Z 1, § 340 Abs. 1 und 
2, § 345 Abs. 1 und 4, § 347 Abs. 2, § 363 (Überschrift), 
§ 363 Abs. 4 Einleitungssatz, § 363 Abs. 4 Z 1 lit. a und 
b, die Überschrift vor § 365a, § 365a Abs. 1 bis 4, § 365a 
Abs. 5 Einleitungssatz, § 365a Abs. 5 Z 3 bis 5, § 365b 
(samt Überschrift), § 365e Abs. 1, 2 und 4, § 365f (samt 
Überschrift), § 365g Abs. 1, § 366 Abs. 1 Z 8, § 376 Z 2 
Abs. 2, § 376 Z 9a, § 376 Z 16a Abs. 1, § 376 Z 18 
Abs. 5 bis 7, § 376 Z 18 Abs. 9 und § 376 Z 52 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 18/2015 treten 
mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt, jedoch frühestens mit 27. März 2015, 
in Kraft; gleichzeitig treten § 365c (samt Überschrift), 
§ 365d (samt Überschrift) und § 376 Z 14e außer Kraft. 

 (6671) § 53 Abs. 3, § 63 Abs. 4, § 87 Abs. 7 und 8, 
§ 93 Abs. 2 bis 5, § 99 Abs. 9 und 10, § 117 Abs. 9 und 
Abs. 10, § 127 Abs. 3, § 136a Abs. 4 bis 6 und Abs. 9 
und 10, § 136b Abs. 2 und 3, § 136c, § 137b Abs. 7, 
§ 137c Abs. 3 bis 5, § 137d Abs. 1, § 137f Abs. 1, § 138 
Abs. 6, § 288 Abs. 3, § 339 Abs. 4 Z 1, § 340 Abs. 1 und 
2, § 345 Abs. 1 und 4, § 347 Abs. 2, § 363 (Überschrift), 
§ 363 Abs. 4 Einleitungssatz, § 363 Abs. 4 Z 1 lit. a und 
b, die Überschrift vor § 365a, § 365a Abs. 1 bis 4, § 365a 
Abs. 5 Einleitungssatz, § 365a Abs. 5 Z 3 bis 5, § 365b 
(samt Überschrift), § 365e Abs. 1, 2 und 4, § 365f (samt 
Überschrift), § 365g Abs. 1, § 366 Abs. 1 Z 8, § 376 Z 2 
Abs. 2, § 376 Z 9a, § 376 Z 16a Abs. 1, § 376 Z 18 
Abs. 5 bis 7, § 376 Z 18 Abs. 9 und § 376 Z 52 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 18/2015 treten 
mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt, jedoch frühestens mit 27. März 2015, 
in Kraft; gleichzeitig treten § 365c (samt Überschrift), 
§ 365d (samt Überschrift) und § 376 Z 14e außer Kraft. 

(67) § 365a Abs. 5 Z 1 und 2, § 365a Abs. 5 letzter 
Satz und § 381 Abs. 5 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 18/2015 treten mit Ablauf 
des Tages ihrer Kundmachung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft. 

 (6772) § 365a Abs. 5 Z 1 und 2, § 365a Abs. 5 
letzter Satz und § 381 Abs. 5 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 18/2015 treten mit Ablauf 
des Tages ihrer Kundmachung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft. 

(68) Mit dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 18/2015 gelten Verweise in anderen 
Bundesgesetzen auf das Gewerberegister als Verweise 

 (6873) Mit dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 18/2015 gelten Verweise in anderen 
Bundesgesetzen auf das Gewerberegister als Verweise 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
auf das GISA. auf das GISA. 

(69) § 51a Abs. 2, § 120 Abs. 1, § 121 Abs. 1, 
Abs. 1a und Abs. 3, § 122 Abs. 1, § 123 Abs. 1 bis 3, 
§ 125 Überschrift und Abs. 3 bis 6, § 340 Abs. 2 und 
Abs. 2a, § 373b Abs. 1 und § 376 Z 28 Abs. 2a in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 48/2015 treten 
mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt, jedoch frühestens mit 30. Juni 2015, 
in Kraft. 

 (6974) § 51a Abs. 2, § 120 Abs. 1, § 121 Abs. 1, 
Abs. 1a und Abs. 3, § 122 Abs. 1, § 123 Abs. 1 bis 3, 
§ 125 Überschrift und Abs. 3 bis 6, § 340 Abs. 2 und 
Abs. 2a, § 373b Abs. 1 und § 376 Z 28 Abs. 2a in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 48/2015 treten 
mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt, jedoch frühestens mit 30. Juni 2015, 
in Kraft. 

(70) § 57 Abs. 1, § 87 Abs. 1 letzter Satz, § 336 
Abs. 1 bis 3, § 356b Abs. 3, § 365a Abs. 5 Schlussteil 
und § 365f Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 48/2015 treten mit Ablauf des Tages ihrer 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

 (7075) § 57 Abs. 1, § 87 Abs. 1 letzter Satz, § 336 
Abs. 1 bis 3, § 356b Abs. 3, § 365a Abs. 5 Schlussteil 
und § 365f Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 48/2015 treten mit Ablauf des Tages ihrer 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(71) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 81/2015 
wird die Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der 
Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur 
Änderung und anschließenden Aufhebung der 
Richtlinie 96/82/EG, ABl. Nr. L 197 vom 24.07.2012 
S. 1, umgesetzt. 

 (7176) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 81/2015 wird die Richtlinie 2012/18/EU zur 
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit 
gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden 
Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG, ABl. Nr. L 197 vom 
24.07.2012 S. 1, umgesetzt. 

(72) § 2 Abs. 5 und 16, der Abschnitt 8a, § 84p, 
§ 84q, § 84r, § 358 Abs. 3, § 366 Abs. 1 Z 7, § 367 Z 25, 
§ 367 Z 55 bis Z 57, § 381 Abs. 6 und 7 sowie die 
Anlage 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 81/2015 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung, frühestens jedoch mit 1. Juni 2015 in 
Kraft. 

 (7277) § 2 Abs. 5 und 16, der Abschnitt 8a, § 84p, 
§ 84q, § 84r, § 358 Abs. 3, § 366 Abs. 1 Z 7, § 367 Z 25, 
§ 367 Z 55 bis Z 57, § 381 Abs. 6 und 7 sowie die 
Anlage 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 81/2015 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung, frühestens jedoch mit 1. Juni 2015 in 
Kraft. 

(73) § 14 Abs. 5 Z 1, § 69 Abs. 1 und 2, § 141 
Abs. 1, § 144 Abs. 2, § 159 Abs. 1 Z 6, § 160 Abs. 1, 
§ 161 und § 376 Z 59 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 81/2015 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung in Kraft; gleichzeitig treten § 14 Abs. 5 
letzter Satz und § 141 Abs. 3 außer Kraft. 

 (7378) § 14 Abs. 5 Z 1, § 69 Abs. 1 und 2, § 141 
Abs. 1, § 144 Abs. 2, § 159 Abs. 1 Z 6, § 160 Abs. 1, 
§ 161 und § 376 Z 59 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 81/2015 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung in Kraft; gleichzeitig treten § 14 Abs. 5 
letzter Satz und § 141 Abs. 3 außer Kraft. 

(74) Verordnungen auf der Grundlage des § 84m in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 81/2015 
können bereits vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes 

 (7479) Verordnungen auf der Grundlage des § 84m 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 81/2015 
können bereits vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
BGBl. I Nr. 81/2015 erlassen werden, sie treten jedoch 
frühestens zu dem im Abs. 72 genannten Zeitpunkt in 
Kraft. 

BGBl. I Nr. 81/2015 erlassen werden, sie treten jedoch 
frühestens zu dem im Abs. 72 genannten Zeitpunkt in 
Kraft. 

(75) Die auf der Grundlage des § 84d Abs. 7 in der 
Fassung vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 81/2015 erlassene Industrieunfallverordnung 
– IUV, BGBl. II Nr. 354/2002, in der Fassung der 
Verordnung BGBl. II Nr. 14/2010, gilt als auf der 
Grundlage des § 84m in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 81/2015 erlassene Verordnung. 

 (7580) Die auf der Grundlage des § 84d Abs. 7 in 
der Fassung vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 81/2015 erlassene Industrieunfallverordnung 
– IUV, BGBl. II Nr. 354/2002, in der Fassung der 
Verordnung BGBl. II Nr. 14/2010, gilt als auf der 
Grundlage des § 84m in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 81/2015 erlassene Verordnung. 

(76) Auf der Grundlage des § 84h in der Fassung 
vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 81/2015 erlassene Verordnungen gelten als auf der 
Grundlage des § 84p in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 81/2015 erlassene Verordnungen. 

 (7681) Auf der Grundlage des § 84h in der Fassung 
vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 81/2015 erlassene Verordnungen gelten als auf der 
Grundlage des § 84p in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 81/2015 erlassene Verordnungen. 

(77) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 155/2015 
werden folgende Richtlinien umgesetzt: 

 (7782) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 155/2015 werden folgende Richtlinien umgesetzt: 

 1. Richtlinie 2014/17/EU über 
Wohnimmobilienkreditverträge für Verbraucher 
und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG 
und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010, ABl. Nr. L 60 vom 28.02.2014 
S. 34, zuletzt berichtigt durch ABl. Nr. L 246 
vom 23.09.2015 S. 11, 

  1. Richtlinie 2014/17/EU über 
Wohnimmobilienkreditverträge für Verbraucher 
und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG 
und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010, ABl. Nr. L 60 vom 28.02.2014 
S. 34, zuletzt berichtigt durch ABl. Nr. L 246 
vom 23.09.2015 S. 11, 

 2. die Richtlinie 2013/55/EU zur Änderung der 
Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen und der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2012 über die 
Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des 
Binnenmarkt- Informationssystems („IMI-
Verordnung“), ABl. Nr. L 354 vom 28.12.2013 
S. 132, und 

  2. die Richtlinie 2013/55/EU zur Änderung der 
Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen und der Verordnung 
(EU) Nr. 1024/2012 über die 
Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des 
Binnenmarkt- Informationssystems („IMI-
Verordnung“), ABl. Nr. L 354 vom 28.12.2013 
S. 132, und 

 3. die Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der 
Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden 
Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG, ABl. 

  3. die Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der 
Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden 
Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG, ABl. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Nr. L 197 vom 24.07.2012 S. 1. Nr. L 197 vom 24.07.2012 S. 1. 

(78) § 57 Abs. 1, § 57 Abs. 3, § 57 Abs. 6, § 84b 
Z 9, § 367 Z 57a und die Anlage 5 Teil 2 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 155/2015 treten mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 

 (7883) § 57 Abs. 1, § 57 Abs. 3, § 57 Abs. 6, § 84b 
Z 9, § 367 Z 57a und die Anlage 5 Teil 2 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 155/2015 treten mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 

(79) § 373a Abs. 1 und Abs. 4 bis 6, § 373b Abs. 2, 
§ 373c Abs. 1, § 373d, § 373e Abs. 1, § 373f, § 373h, 
§ 373i samt Überschrift, die §§ 373j bis 373l samt 
Überschriften und § 379 Abs. 6 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 155/2015 treten mit Ablauf 
des Tages ihrer Kundmachung, jedoch frühestens mit 
18. Jänner 2016 in Kraft. 

 (7984) § 373a Abs. 1 und Abs. 4 bis 6, § 373b 
Abs. 2, § 373c Abs. 1, § 373d, § 373e Abs. 1, § 373f, 
§ 373h, § 373i samt Überschrift, die §§ 373j bis 373l 
samt Überschriften und § 379 Abs. 6 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 155/2015 treten mit Ablauf 
des Tages ihrer Kundmachung, jedoch frühestens mit 
18. Jänner 2016 in Kraft. 

(80) § 13 Abs. 4, § 93 Abs. 2 und 5, § 94 Z 71, 
§ 136e, § 136f, § 136g, 136h, § 137b Abs. 7, § 137c 
Abs. 3 und Abs. 5, § 137d Abs. 1, § 138 Abs. 6, § 338 
Abs. 8, § 365, § 365a Abs. 1 Z 17 bis 19, § 365b Abs. 1 
Z 14 bis 16, § 365e Abs. 5, § 366 Abs. 1 Z 8 und § 376 
Z 17a und Z 18 Abs. 5 bis 7 in der Fassung der 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 155/2015 treten mit Ablauf 
von drei Monaten nach ihrer Kundmachung in Kraft; 
gleichzeitig tritt § 136a Abs. 1a außer Kraft. 

 (8085) § 13 Abs. 4, § 93 Abs. 2 und 5, § 94 Z 71, 
§ 136e, § 136f, § 136g, 136h, § 137b Abs. 7, § 137c 
Abs. 3 und Abs. 5, § 137d Abs. 1, § 138 Abs. 6, § 338 
Abs. 8, § 365, § 365a Abs. 1 Z 17 bis 19, § 365b Abs. 1 
Z 14 bis 16, § 365e Abs. 5, § 366 Abs. 1 Z 8 und § 376 
Z 17a und Z 18 Abs. 5 bis 7 in der Fassung der 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 155/2015 treten mit Ablauf 
von drei Monaten nach ihrer Kundmachung in Kraft; 
gleichzeitig tritt § 136a Abs. 1a außer Kraft. 

(81) § 365s Abs. 2a in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2016 tritt mit 1. Juli 
2016 in Kraft. 

 (8186) § 365s Abs. 2a in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2016 tritt mit 1. Juli 
2016 in Kraft. 

(82) § 2 Abs. 1 Z 25 tritt mit Ablauf des Tages 
seiner Kundmachung in Kraft. 

 (8287) § 2 Abs. 1 Z 25 tritt mit Ablauf des Tages 
seiner Kundmachung in Kraft. 

(83) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 96/2017 
wird die Richtlinie 2009/31/EG über die geologische 
Speicherung von Kohlendioxid und zur Änderung der 
Richtlinie 85/337/EWG sowie der Richtlinien 
2000/60/EG, 2001/80/EG, 2004/35/EG, 2006/12/EG und 
2008/1/EG sowie der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006, 
ABl. Nr. L 140 vom 05.06.2009 S. 114, zuletzt geändert 
durch die Richtlinie 2011/92/EU über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten, ABl. Nr. L 26 vom 

 (8388) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 96/2017 wird die Richtlinie 2009/31/EG über die 
geologische Speicherung von Kohlendioxid und zur 
Änderung der Richtlinie 85/337/EWG sowie der 
Richtlinien 2000/60/EG, 2001/80/EG, 2004/35/EG, 
2006/12/EG und 2008/1/EG sowie der Verordnung (EG) 
Nr. 1013/2006, ABl. Nr. L 140 vom 05.06.2009 S. 114, 
zuletzt geändert durch die Richtlinie 2011/92/EU über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten, ABl. Nr. L 26 vom 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
28.01.2012 S. 1., umgesetzt. 28.01.2012 S. 1., umgesetzt. 

(84) § 2 Abs. 3 Z 3 und 4, § 2 Abs. 4 Z 6, § 2 
Abs. 13, § 32 Abs. 1, 1a und 2, § 87 Abs. 1 Schlussteil, 
§ 99 Abs. 1 Z 2, § 111 Abs. 4 Z 3 und 3a, § 134 Abs. 1, 
§ 136 Abs. 3, § 149 Abs. 4, § 339 Abs. 4, § 367 Z 10, 
sowie § 381 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 94/2017 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

 (8489) § 2 Abs. 3 Z 3 und 4, § 2 Abs. 4 Z 6, § 2 
Abs. 13, § 32 Abs. 1, 1a und 2, § 87 Abs. 1 Schlussteil, 
§ 99 Abs. 1 Z 2, § 111 Abs. 4 Z 3 und 3a, § 134 Abs. 1, 
§ 136 Abs. 3, § 149 Abs. 4, § 339 Abs. 4, § 367 Z 10, 
sowie § 381 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 94/2017 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(85) § 94 Z 12 und Z 53, § 150 Abs. 2a bis 2c, 
§ 150 Abs. 17, § 151a, § 162, § 373a Abs. 5 Z 2 lit. a und 
lit. b, § 376 Z 27 und 62 sowie § 379 Abs. 7 bis 9 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 94/2017 treten 
drei Monate nach der Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft; gleichzeitig treten § 94 Z 1, 
Z 17, Z 44, Z 57, Z 60 und § 97 außer Kraft. 

 (8590) § 94 Z 12 und Z 53, § 150 Abs. 2a bis 2c, 
§ 150 Abs. 17, § 151a, § 162, § 373a Abs. 5 Z 2 lit. a 
und lit. b, § 376 Z 27 und 62 sowie § 379 Abs. 7 bis 9 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 94/2017 
treten drei Monate nach der Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft; gleichzeitig treten § 94 Z 1, 
Z 17, Z 44, Z 57, Z 60 und § 97 außer Kraft. 

(86) § 333a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 94/2017 tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt mit der Maßgabe in 
Kraft, dass betreffend die Ausstellung von Auszügen aus 
dem Gewerbeinformationssystem Austria die Befreiung 
von Stempelgebühren und Verwaltungsabgaben des 
Bundes frühestens ab 1. Mai 2018 anzuwenden ist. 

 (8691) § 333a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 94/2017 tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt mit der Maßgabe in 
Kraft, dass betreffend die Ausstellung von Auszügen aus 
dem Gewerbeinformationssystem Austria die Befreiung 
von Stempelgebühren und Verwaltungsabgaben des 
Bundes frühestens ab 1. Mai 2018 anzuwenden ist. 

(87) § 5 Abs. 2, § 38, § 87 Abs. 1 Z 4, § 336 Abs. 1, 
§ 338 Abs. 1, § 365c, § 365e Abs. 4, § 366 Abs. 1 Z 1, 
Z 9 und Z 10, § 367 Z 8, Z 15, Z 17, Z 18 und Z 54 und 
§ 371b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 94/2017 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt, jedoch frühestens 
am 1. Mai 2018, in Kraft; gleichzeitig tritt § 365e Abs. 5 
außer Kraft. 

 (8792) § 5 Abs. 2, § 38, § 87 Abs. 1 Z 4, § 336 
Abs. 1, § 338 Abs. 1, § 365c, § 365e Abs. 4, § 366 
Abs. 1 Z 1, Z 9 und Z 10, § 367 Z 8, Z 15, Z 17, Z 18 
und Z 54 und § 371b in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 94/2017 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt, jedoch frühestens 
am 1. Mai 2018, in Kraft; gleichzeitig tritt § 365e Abs. 5 
außer Kraft. 

(88) Die §§ 20 bis 25, § 337 Abs. 2, die §§ 350 bis 
352b, § 367 Z 3 und 4 sowie § 376 Z 63 bis 67 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 94/2017 treten 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt, jedoch frühestens am 1. Jänner 2018 
in Kraft. 

 (8893) Die §§ 20 bis 25, § 337 Abs. 2, die §§ 350 
bis 352b, § 367 Z 3 und 4 sowie § 376 Z 63 bis 67 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 94/2017 treten 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt, jedoch frühestens am 1. Jänner 2018 
in Kraft. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

(89) § 52 Abs. 1, § 71b Z 10 und 11, § 74 Abs. 1, 
§ 77a Abs. 7 bis 9, § 81 Abs. 3, § 84l Abs. 5, § 113 
Abs. 5, § 345 Abs. 6, § 353 Z 2, § 353b, § 356a Abs. 1, 
§ 356b Abs. 1, § 356d, § 359a, § 359b, § 371c und § 376 
Z 60 und 61 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. Auf zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 96/2017 noch nicht abgeschlossene Verfahren 
betreffend Betriebsanlagen ist § 356b Abs. 1 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 96/2017 nicht 
anzuwenden; für diese Verfahren ist die vor dem 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 96/2017 
geltende Rechtslage weiterhin anzuwenden. Auf zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 96/2017 bereits abgeschlossene strafbare Tätigkeiten 
oder strafbares Verhalten, das zu diesem Zeitpunkt 
bereits aufgehört hat, ist § 371c in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 96/2017 nicht anzuwenden, 
wenn zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 96/2017 betreffend diese 
Tätigkeiten oder dieses Verhalten bereits eine 
Verfolgungshandlung gesetzt worden ist. 

 (8994) § 52 Abs. 1, § 71b Z 10 und 11, § 74 Abs. 1, 
§ 77a Abs. 7 bis 9, § 81 Abs. 3, § 84l Abs. 5, § 113 
Abs. 5, § 345 Abs. 6, § 353 Z 2, § 353b, § 356a Abs. 1, 
§ 356b Abs. 1, § 356d, § 359a, § 359b, § 371c und § 376 
Z 60 und 61 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. Auf zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 96/2017 noch nicht abgeschlossene Verfahren 
betreffend Betriebsanlagen ist § 356b Abs. 1 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 96/2017 nicht 
anzuwenden; für diese Verfahren ist die vor dem 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 96/2017 
geltende Rechtslage weiterhin anzuwenden. Auf zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 96/2017 bereits abgeschlossene strafbare Tätigkeiten 
oder strafbares Verhalten, das zu diesem Zeitpunkt 
bereits aufgehört hat, ist § 371c in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 96/2017 nicht anzuwenden, 
wenn zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 96/2017 betreffend diese 
Tätigkeiten oder dieses Verhalten bereits eine 
Verfolgungshandlung gesetzt worden ist. 

(90) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 95/2017 
wird die Richtlinie (EU) 2015/849 umgesetzt. 

 (9095) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 95/2017 wird die Richtlinie (EU) 2015/849 
umgesetzt. 

(91) § 117 Abs. 7, § 136a Abs. 12, die §§ 365m bis 
365z samt Überschriften, § 366b, § 373i1 samt 
Überschrift, § 376 Z 68 sowie die Anlagen 7 und 8 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 95/2017 treten 
mit Ablauf der Kundmachung, frühestens jedoch mit 
dem 26. Juni 2017, in Kraft. 

 (9196) § 117 Abs. 7, § 136a Abs. 12, die §§ 365m 
bis 365z samt Überschriften, § 366b, § 373i1 samt 
Überschrift, § 376 Z 68 sowie die Anlagen 7 und 8 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 95/2017 treten 
mit Ablauf der Kundmachung, frühestens jedoch mit 
dem 26. Juni 2017, in Kraft. 

(92) § 2 Abs. 1 Z 14, § 136a Abs. 1 Z 1, § 136a 
Abs. 1 Z 2 lit. a, § 136a Abs. 3, § 136a Abs. 7 und 8, 
§ 136a Abs. 11, § 136b Abs. 1 und § 136d in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 107/2017 treten mit 
3. Jänner 2018 in Kraft. 

 (9297) § 2 Abs. 1 Z 14, § 136a Abs. 1 Z 1, § 136a 
Abs. 1 Z 2 lit. a, § 136a Abs. 3, § 136a Abs. 7 und 8, 
§ 136a Abs. 11, § 136b Abs. 1 und § 136d in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 107/2017 treten 
mit 3. Jänner 2018 in Kraft. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

(97) § 151, § 352b, § 365m1 Abs. 10 Z 4 und 
§ 373a Abs. 5 in der Fassung des Materien-Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018, BGBl. I Nr. 32/2018, treten 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung, jedoch 
frühestens mit 25. Mai 2018, in Kraft. § 77a Abs. 7 in 
der Fassung des genannten Bundesgesetzes tritt mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 

 (9798) § 151, § 352b, § 365m1 Abs. 10 Z 4 und 
§ 373a Abs. 5 in der Fassung des Materien-Datenschutz-
Anpassungsgesetzes 2018, BGBl. I Nr. 32/2018, treten 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung, jedoch 
frühestens mit 25. Mai 2018, in Kraft. § 77a Abs. 7 in 
der Fassung des genannten Bundesgesetzes tritt mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 

(93) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 45/2018 
wird die Richtlinie (EU) 2015/2302 über Pauschalreisen 
und verbundene Reiseleistungen, zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 
2011/2083/EU sowie zur Aufhebung der Richtlinie 
90/314/EWG ABl. Nr. L 326 vom 11.12.2015, S. 1, 
umgesetzt. 

 (9399) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 45/2018 wird die Richtlinie (EU) 2015/2302 über 
Pauschalreisen und verbundene Reiseleistungen, zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der 
Richtlinie 2011/2083/EU sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 90/314/EWG ABl. Nr. L 326 vom 11.12.2015, 
S. 1, umgesetzt. 

(94) § 127, § 127a, § 127b, § 127c, § 365, § 365d, 
§ 365e Abs. 1, § 365e Abs. 4, und § 366 Abs. 1 Z 9 und 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 45/2018 
treten mit dem Inkrafttreten einer Verordnung gemäß 
§ 127 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 45/2018, jedoch spätestens am 1. Oktober 2018, in 
Kraft; gleichzeitig treten § 367 Z 34 und die 
Reisebürosicherungsverordnung – RSV, BGBl. II 
Nr. 316/1999 in der Fassung der Verordnung BGBl. II 
Nr. 96/2013, mit der Maßgabe außer Kraft, dass 
Eintragungen in das Reiseveranstalterverzeichnis, die am 
Tag vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 45/2018 aufrecht bestanden haben, als 
Reiseleistungsausübungsberechtigung weiter gelten und 
als solche vom Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort in das 
Reiseinsolvenzabsicherungsverzeichnis (GISA) zu 
übernehmen sind. 

 (94100) § 127, § 127a, § 127b, § 127c, § 365, 
§ 365d, § 365e Abs. 1, § 365e Abs. 4, und § 366 Abs. 1 
Z 9 und in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 45/2018 treten mit dem Inkrafttreten einer 
Verordnung gemäß § 127 Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 45/2018, jedoch spätestens 
am 1. Oktober 2018, in Kraft; gleichzeitig treten § 367 
Z 34 und die Reisebürosicherungsverordnung – RSV, 
BGBl. II Nr. 316/1999 in der Fassung der Verordnung 
BGBl. II Nr. 96/2013, mit der Maßgabe außer Kraft, dass 
Eintragungen in das Reiseveranstalterverzeichnis, die am 
Tag vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 45/2018 aufrecht bestanden haben, als 
Reiseleistungsausübungsberechtigung weiter gelten und 
als solche vom Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort in das 
Reiseinsolvenzabsicherungsverzeichnis (GISA) zu 
übernehmen sind. 

(95) Verordnungen auf Grund dieses 
Bundesgesetzes können bereits ab dem seiner 
Kundmachung folgenden Tag erlassen werden, dürfen 
jedoch frühestens ab 1. Juli 2018 in Kraft gesetzt 
werden. 

 (95101) Verordnungen auf Grund dieses 
Bundesgesetzes können bereits ab dem seiner 
Kundmachung folgenden Tag erlassen werden, dürfen 
jedoch frühestens ab 1. Juli 2018 in Kraft gesetzt 
werden. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

(96) § 1 Abs. 4, § 14 Abs. 5 und § 126 Abs. 1 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 45/2018 treten 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 

 (96102) § 1 Abs. 4, § 14 Abs. 5 und § 126 Abs. 1 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 45/2018 
treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(97) § 339 Abs. 3 Z 1 und 2, § 353 Z 1 lit. a, § 365g 
und § 376 Z 72 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 56/2024 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft, 
gleichzeitig treten § 339 Abs. 3 Z 3 und § 365g Abs. 2 
außer Kraft. 

 (97103) § 339 Abs. 3 Z 1 und 2, § 353 Z 1 lit. a, 
§ 365g und § 376 Z 72 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 56/2024 treten mit Ablauf 
des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft, gleichzeitig treten § 339 Abs. 3 Z 3 und § 365g 
Abs. 2 außer Kraft. 

(98) § 87 Abs. 1 Z 5 und Z 6, § 136a Abs. 6 und 
Abs. 6a, § 137 Abs. 1 bis Abs. 3 und Abs. 5, § 137a samt 
Überschrift, die Überschriften vor § 137b, § 137b Abs. 1, 
Abs. 3, Abs. 3a, Abs. 4, Abs. 6 und Abs. 7, § 137c 
Abs. 1 und Abs. 3 bis Abs. 6, § 137d samt Überschriften, 
§ 137e samt Überschrift, § 138 Abs. 5, § 335a, § 337 
Abs. 2, § 360a, § 365a Abs. 1 Z 13, Z 14 und Z 16, 
§ 365b Abs. 1 Z 10, Z 11 und Z 13, § 366c, § 373i2 samt 
Überschrift, § 376 Z 18 Abs. 10 bis Abs. 14 und 
Anlage 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 112/2018 treten ein Monat nach der Kundmachung 
im Bundesgesetzblatt in Kraft; gleichzeitig treten § 136h 
samt Überschrift und § 137f bis § 137h samt 
Überschriften außer Kraft. 

 (98104) § 87 Abs. 1 Z 5 und Z 6, § 136a Abs. 6 und 
Abs. 6a, § 137 Abs. 1 bis Abs. 3 und Abs. 5, § 137a samt 
Überschrift, die Überschriften vor § 137b, § 137b Abs. 1, 
Abs. 3, Abs. 3a, Abs. 4, Abs. 6 und Abs. 7, § 137c 
Abs. 1 und Abs. 3 bis Abs. 6, § 137d samt Überschriften, 
§ 137e samt Überschrift, § 138 Abs. 5, § 335a, § 337 
Abs. 2, § 360a, § 365a Abs. 1 Z 13, Z 14 und Z 16, 
§ 365b Abs. 1 Z 10, Z 11 und Z 13, § 366c, § 373i2 samt 
Überschrift, § 376 Z 18 Abs. 10 bis Abs. 14 und 
Anlage 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 112/2018 treten ein Monat nach der Kundmachung 
im Bundesgesetzblatt in Kraft; gleichzeitig treten § 136h 
samt Überschrift und § 137f bis § 137h samt 
Überschriften außer Kraft. 

(99) § 82 Abs. 1, § 82b Abs. 6, § 376 Z 69 und 
§ 379 Abs. 10 bis 12 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

 (99105) § 82 Abs. 1, § 82b Abs. 6, § 376 Z 69 und 
§ 379 Abs. 10 bis 12 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(100) Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 65/2020 
wird die Richtlinie (EU) 2018/843 zur Änderung der 
Richtlinie (EU) 2015/849 zur Verhinderung der Nutzung 
des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung und zur Änderung der 
Richtlinien 2009/138/EG und 2013/36/EU, ABl. 
Nr. L 156 vom 19.6.2018 S. 43, umgesetzt. 

 (100106) Durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 65/2020 wird die Richtlinie (EU) 2018/843 zur 
Änderung der Richtlinie (EU) 2015/849 zur 
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum 
Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung und zur Änderung der 
Richtlinien 2009/138/EG und 2013/36/EU, ABl. 
Nr. L 156 vom 19.6.2018 S. 43, umgesetzt. 

(101) § 19, § 89, § 93 Abs. 2, § 338 Abs. 8, § 365a  (101107) § 19, § 89, § 93 Abs. 2, § 338 Abs. 8, 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Abs. 1 Z 18, § 365b Abs. 1 Z 15, § 365m samt 
Überschrift, § 365m1 Abs. 1 Z 1 und Z 3, Abs. 2 Z 1, Z 2 
und Z 4, Abs. 4, Abs. 6 Z 1, Abs. 10 Z 5 und Z 6, § 365n 
Z 3, Z 9 bis Z 11, § 365n1 Abs. 4 Z 1, § 365o Z 3, 
§ 365p Abs. 1 Z 1 lit. a, § 365p Abs. 1 Z 2, § 365p 
Abs. 4a, § 365p Abs. 6, § 365q Abs. 1 samt Überschrift, 
§ 365s Abs. 5, § 365s Abs. 8 bis Abs. 12, § 365s1, § 365t 
Abs. 1, § 365u Abs. 6, § 365v, § 365w Abs. 2 und 3, 
§ 365y Abs. 1, § 365y Abs. 4 bis Abs. 12, § 365z Abs. 2, 
Abs. 4 und Abs. 4a, § 366b Abs. 7 und Abs. 7a, § 373i1 
samt Überschrift, § 373i1a samt Überschrift, Anlage 7 
Z 3, Anlage 8 Z 1 lit. f und lit. g, Anlage 8 Z 2 lit. c, lit. e 
und lit. f sowie Anlage 8 Z 3 lit. a treten mit Ablauf des 
Tages der Kundmachung, frühestens jedoch mit 
10. Jänner 2020, in Kraft. 

§ 365a Abs. 1 Z 18, § 365b Abs. 1 Z 15, § 365m samt 
Überschrift, § 365m1 Abs. 1 Z 1 und Z 3, Abs. 2 Z 1, 
Z 2 und Z 4, Abs. 4, Abs. 6 Z 1, Abs. 10 Z 5 und Z 6, 
§ 365n Z 3, Z 9 bis Z 11, § 365n1 Abs. 4 Z 1, § 365o 
Z 3, § 365p Abs. 1 Z 1 lit. a, § 365p Abs. 1 Z 2, § 365p 
Abs. 4a, § 365p Abs. 6, § 365q Abs. 1 samt Überschrift, 
§ 365s Abs. 5, § 365s Abs. 8 bis Abs. 12, § 365s1, § 365t 
Abs. 1, § 365u Abs. 6, § 365v, § 365w Abs. 2 und 3, 
§ 365y Abs. 1, § 365y Abs. 4 bis Abs. 12, § 365z Abs. 2, 
Abs. 4 und Abs. 4a, § 366b Abs. 7 und Abs. 7a, § 373i1 
samt Überschrift, § 373i1a samt Überschrift, Anlage 7 
Z 3, Anlage 8 Z 1 lit. f und lit. g, Anlage 8 Z 2 lit. c, lit. e 
und lit. f sowie Anlage 8 Z 3 lit. a treten mit Ablauf des 
Tages der Kundmachung, frühestens jedoch mit 
10. Jänner 2020, in Kraft. 

(102) § 365b Abs. 2 Z 3 bis 5 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2020 tritt mit Ablauf des 
Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt, 
frühestens jedoch mit 1. Juli 2020, in Kraft. 

 (102108) § 365b Abs. 2 Z 3 bis 5 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2020 tritt mit Ablauf des 
Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt, 
frühestens jedoch mit 1. Juli 2020, in Kraft. 

(103) § 21 Abs. 5 und § 376 Z 69 bis 71 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2020 treten 
ein Monat nach der Veröffentlichung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 

 (103109) § 21 Abs. 5 und § 376 Z 69 bis 71 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2020 treten 
ein Monat nach der Veröffentlichung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(104) § 109 Abs. 6, § 365a Abs. 1 Z 13 und § 365b 
Abs. 1 Z 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 171/2022 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

 (104110) § 109 Abs. 6, § 365a Abs. 1 Z 13 und 
§ 365b Abs. 1 Z 10 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 171/2022 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(105) § 57 Abs. 3, § 58, § 62, § 62a, § 108 Abs. 4, 
6, 7 und 8, § 129 Abs. 3, § 130 Abs. 6 und 7, § 364 und 
§ 376 Z 72 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 171/2022 treten mit dem in § 62 Abs. 7 letzter Satz 
genannten Zeitpunkt in Kraft. 

 (105111) § 57 Abs. 3, § 58, § 62, § 62a, § 108 
Abs. 4, 6, 7 und 8, § 129 Abs. 3, § 130 Abs. 6 und 7, 
§ 364 und § 376 Z 72 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 171/2022 treten mit dem in § 62 Abs. 7 
letzter Satz genannten Zeitpunkt in Kraft. 

(106) Verordnungen gemäß § 62 Abs. 7 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 171/2022 
können bereits mit Ablauf des Tages der Kundmachung 
im Bundesgesetzblatt erlassen werden. Vereinbarungen 

 (106112) Verordnungen gemäß § 62 Abs. 7 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 171/2022 
können bereits mit Ablauf des Tages der Kundmachung 
im Bundesgesetzblatt erlassen werden. Vereinbarungen 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 24.10.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
gemäß § 62a Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 171/2022 können bereits mit Ablauf des 
Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt 
abgeschlossen werden. 

gemäß § 62a Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 171/2022 können bereits mit Ablauf des 
Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt 
abgeschlossen werden. 

(107) § 71 Abs. 4 bis 6, § 338 Abs. 9 und § 366 
Abs. 1 Z 6a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 204/2022 treten vier Monate nach dem der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt folgenden Tag in 
Kraft. § 338 Abs. 9 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 204/2022 ist auf Verfahren anzuwenden, die 
ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes anhängig werden. Verfahren, die zu 
diesem Zeitpunkt bereits anhängig sind, sind von der 
Bezirksverwaltungsbehörde als zuständiger Behörde 
fortzuführen. 

 (107113) § 71 Abs. 4 bis 6, § 338 Abs. 9 und § 366 
Abs. 1 Z 6a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 204/2022 treten vier Monate nach dem der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt folgenden Tag in 
Kraft. § 338 Abs. 9 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 204/2022 ist auf Verfahren anzuwenden, die 
ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes anhängig werden. Verfahren, die zu 
diesem Zeitpunkt bereits anhängig sind, sind von der 
Bezirksverwaltungsbehörde als zuständiger Behörde 
fortzuführen. 

(108) § 13 Abs. 8, § 76a Abs. 3 zweiter Satz, § 87 
Abs. 1 Z 3a sowie Schlussteil, § 87 Abs. 9, § 91 Abs. 1, 
§ 339 Abs. 4 Z 2, § 344, § 344a, § 353 Schlussteil, § 363 
Abs. 1a, § 365a Abs. 1 Z 18 bis 20, § 365a Abs. 2 Z 12 
und 13, § 365b Abs. 1 Z 15 bis 17, § 365b Abs. 2 Z 6 
und 7 und § 365e Abs. 1 zweiter Satz in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 130/2024 treten mit Ablauf 
des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft. 

 (108114) § 13 Abs. 8, § 76a Abs. 3 zweiter Satz, 
§ 87 Abs. 1 Z 3a sowie Schlussteil, § 87 Abs. 9, § 91 
Abs. 1, § 339 Abs. 4 Z 2, § 344, § 344a, § 353 
Schlussteil, § 363 Abs. 1a, § 365a Abs. 1 Z 18 bis 20, 
§ 365a Abs. 2 Z 12 und 13, § 365b Abs. 1 Z 15 bis 17, 
§ 365b Abs. 2 Z 6 und 7 und § 365e Abs. 1 zweiter Satz 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 130/2024 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

(109) § 342 samt Überschrift, § 343, die Überschrift 
des § 345, die Überschrift des § 346, die Überschrift des 
§ 347, die Überschrift des § 348 und die Überschrift des 
§ 349 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 130/2024 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt, jedoch frühestens 
am 1. Jänner 2026, in Kraft. 

 (109115) § 342 samt Überschrift, § 343, die 
Überschrift des § 345, die Überschrift des § 346, die 
Überschrift des § 347, die Überschrift des § 348 und die 
Überschrift des § 349 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 130/2024 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung im Bundesgesetzblatt, jedoch frühestens 
am 1. Jänner 2026, in Kraft. 

(110) § 22 Abs. 4 und 5 und § 100 Abs. 3 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 130/2024 treten 
ein Monat nach der Veröffentlichung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 

 (110116) § 22 Abs. 4 und 5 und § 100 Abs. 3 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 130/2024 treten 
ein Monat nach der Veröffentlichung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 
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Änderungen laut Antrag vom 24.10.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 11. Dem § 382 wird folgender Abs. 117 angefügt:  

 „(117) §§ 365m, 365m1 Abs. 5 Z 1 und Z 2 und 
Abs. 7, 365n Z 11, Z 12 und Z 13, 365n1 Abs. 1 und 
Abs. 3, § 366b Abs. 2, 3 und 5 und § 382 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/XXXX treten mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft.“ 

(117) §§ 365m, 365m1 Abs. 5 Z 1 und Z 2 und 
Abs. 7, 365n Z 11, Z 12 und Z 13, 365n1 Abs. 1 und 
Abs. 3, § 366b Abs. 2, 3 und 5 und § 382 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/XXXX 
treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 
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